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Suche zum Antritt per 1. Ja-
MM einen [*"

gewandten jungen Mann
mit schöner Handschrift und
besten Empfehlungen. Bewerber,
die im Krankenkassenwesen vor¬

gebildet sind, wollen ihr Gesuch
unter Beifügung eines Lebens¬
laufes und unter Angabe der

Gehaltsansprüche einreichen.

Dr. Brüramrrhoff,
otsdiaftsfOhrer der Allg. Ortskranken¬
kasse und der Landkrankenkasse des

Kreises Soltau. Soltau i. H.

Für die gemeinsame Verwaltung der Allgemeine« Orts¬
und Landkrankenkasse des Kreises Neumarkt werden
folgende Angestellte zum 1. Januar 1914 gesucht:

1. Ein erfahrener, mit den Geschäften einer größeren Kranken¬
kasse durchaus vertrauter und zur Vertretung dea Rendanten
befähigter

Beamter

Bei der Allgemeinen Orts¬
krankenkasse fOrdie Stadt
¦Ochst a. N. ist die Stelle eines

Witteren Gehilfen
sofort zu besetzen. Im Kranken¬
kassenwesen gut vorgebildete
Bewerber wollen Gesuche mit

Angabe der Geh alt san spräche und
unter Beifügung von Lebenslauf
undZeugnisabschriften umgehend
an vorgenannte Kasse richten.

Zum IS. Dezember 1013, spä¬
testens 1. Januar 1014 wird ein

Rossenbeointer
gesucht, dem insbesondere die
Aufrechnung der Hebelisten ob¬
liegt Offerten unter Beilegung
von Zeugnisabschriften, Lebens¬
lauf und Gehaltsansprüchen wer¬

den erbeten an die Allgemeine
Ortskrankenkasse des Stadt¬
kreises Guben. [5U5

Zum 1. Januar 1914 suchen
wir eine

tüchtige Hilfskraft
nicht unter 25 Jahre alt und
militärfrei. Anfangsgehalt 1400
Mark. Bewerbungen unter Bei¬
legung von Zeugnisabschriften,
Schilderung des Lebenslaufs etc.
sind bis zum 20. Dezember 1013
einzureichen an die Ortskranken¬
kasse im Amt Ritzebüttel. [

;

gesetzten Alters. Grundgehalt jährlich 2400 Mk., steigend alle
drei Jahre um 150 Mk. bis zum Höchstgehalt von 3000 Mk.

2. Ein Krankenkontrolleur
welcher gesund, nüchtern, energisch und Radfahrer sein muß.
Gehalt 1440 Mk. pro Jahr und außerdem eine Reisevergütung von
täglich 4 Mk. einschließlich der Entschädigung für Abnutzung des
Fahrrades.

Bewerbungen mit Lebenslauf und beglaubigten Zeugnis¬abschriften sind unverzüglich hierher einzureichen.
Neumarkt I. Schi., den 22. November 1913.

Der Vorstand der Allgemeinen Orbkronkenkosse für
die Iflndllcüen Ortschaften dei Kreis« Henmarkt

Allgemeine Ortskrankenkasse Heiligenhaus (Niederrhein)
Bei uns ist die Stelle eines [M1

Kassenbeamten
zu besetzen. Derselbe hat die Hebelisten zu fuhren und muß
in der Lage sein, den Geschäftsführer selbständig vertreten zu
können. Berücksichtigt werden nur solche Bewerber, welche flott
rechnen können und mit den Versicherungsgesetzen durchaus ver¬
traut sind. Schriftliche Offerten sind bis zum 20. Dezember 1013
einzureichen. Der Kassenvorstand.

Allgemeine Ortskrankenkasse Nledersedlitj u. Umgegend
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Zum 1. Januar 1914 ist die Stelle eines

Hilfsexpedienten

C. SCHUBERT
Optiker und Bandagist

Neukölln, Bergstraße 148
Llataant »amtlicher Kraakankaaaaa

zu besetzen. Geeignete Bewerber im Alter von 20 bis 22 Jahren
wollen Gesuche unter Angabe der Gehaltsansprüche und Beifügung
von Zeugnisabschriften umgehend an den Kassenvorstand ein¬
zureichen. Der Vorstand.

Wir suchen zum möglichst sofortigen Eintritt mehrere
Im Krankenkassenwesen gut durchgebildete, an flottes und
sicheres Arbeiten gewöhnte

Assistenten
gesetzten Alters. Anfangsgehalt 1900 Mk., steigend jährlich um100 Mk. bis 2850 Mk. Besonders befähigten älteren Beamten
können auswärtige Dienstjahre angerechnet werden. Verheiratete
erhalten die Umzugskosten erstattet. Meldungen unter Darstellungdes Lebens- und Ausbildungsganges und unter Beifügung von
Zeugnisabschriften sofort erbeten.

Allgemeine Ortskrankenkasse I zu Duisburg.

¦ R. Arnold! s

Optiker
Berlin NO., Nene Königstr. 42

ram Alexandernlatzj.
¦") ======= Filiale: ==
WelBensee, Berliner Allee 241.

Lieferant sämtlicher Krankenkassen
Berlins und Vororte.

Ein in der sozialen Gesetzgebung, insbesondere der Kranken¬
versicherung durchaus erfahrener Mann wird als

Revisionsbeamter
gesucht. Gesuche mit Angabe der seitherigen Tätigkeit und Ge-
baltsansprüchen an die Allgemeine Pforzheimer Ortskrankenkasse
(vom 1. Januar 1914 ab „Allgemeine Ortskrankenkasse für den
Amtsbezirk Pforzheimu).

Die Kassenverwaltung der Allgemeinen
Pforzheimer Ortskrankenkasse.

*•»] I.A.: Olbrlch.

Fortsetzung der Stellenangebote auf Seite 5.
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Die Hygiene
Zenfralblatt 1 alle BBMnp der Voibwoiliairt. Gesundheitspflege und Tecboik.

Was die Zeitschrift „Die Hygiene** bei ihrem Erscheinen versprochen hat, Aufklärung
zu schaffen über die großen und kleinen Fragen der Öffentlichen und personlichen Gesundheits¬

pflege, und zwar in einer Form, daß selbst die schwierigsten Aufgaben dem Verständnisse

des Nichtfachmannes angepaßt sind, ist ihr durch die Mitarbeit der hervorragendsten Forscher

und Pioniere auf den großen Gebieten der Hygiene, Volkswohlfahrt, Bauwesen und Technik

geglückt. Schon in dieser Mitarbeit liegt eine Anerkennung des Ernstes, mit dem die

chriftleitung ihr Ziel ohne Rücksicht auf irgendwelche Sonderinteressen verfolgt Erfreulicher¬

weise mehrt sich der Leserkreis von Nummer zu Nummer, und auch zahlreiche Vereine,
Körperschaften und Behörden schenken der Zeitschrift „Die Hygiene** die weitgehendste
Beachtung. Die Zeitschrift ist bestrebt, ein Zentralorgan für die volkstümliche Gesundheitspflege
zu werden, in dem wie bisher neben den zahlreichen Aufgaben der persönlichen Hygiene,
insbesondere die kommunale und staatliche Hygiene, die gesundheitliche Fürsorge für die

Jugend und die berufliche Gesundheitspflege die ihnen gebührende Würdigung finden werden.

Das Abonnement auf „Die Hygiene'* kostet fflr ein halbes Jahr 3,75 M., für ein Jahr 7,50 M.

Bestellungen und Anfragen bitten wir zu richten an die

IforddeDtscbe Verlaasoesellscliatt lil Berlin «f. 57, WrteilDDB Jie Hygiene4

Soeben in neuer Auflage erschienen:

Bearbeitet von Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann - Berlin,

Vortrag. Rat im preußischen Handelsministerium, und Mitgliedern
des Reichsversicherungsamt und der Reichsversicherungsanstalt.

5 Bände. Preis des gesamten Werkes 91 Mark.

Bestellungen erbeten an die

Gebrauchsfertige
Vertrags-Formulare

fürAngestellte, die der

Dienstordnung unter¬

stehen sollen, Preis pro
Exempl. 10 Pfennig,

empfiehlt
Verbandsbuchhandlung
Carl Giebel, Berlin C 25,

Kaiser-Wilhelm-StraBe 20.

Immerwährender Ka¬

lender för d. Arbeiter-

Versicherung
Ein unentbehrliches Hilfs¬

mittel für den Praktiker.

Preis pro Stück 50 Pfennig.
Zu beziehen durch die

VerbaDdsbüchhandluDg Carl Giebel,
I^riia € 25, EaiserWUhelm-Str. 20.

Der neue Tarifvertrag
nebst Anlagen ist durch den

Verbandsverstand, Berlin C 25,
Kaiser-Wilhelm-Str. 20» zu beziehen.

Musterdienstordnung und Tarifvertrag

pro Stück je 10 Pf., bei 5 St. ä 8 PI., von 10 St. an ä 6 Pf.

Tarifvertrag mit allen Anlagen, Städte¬

klassen I Ist e u. Anstellungsvertrage etc.

Exemplar ä 30 Pf., über 25 Exemplare ä 20 Pf.

urch die Uerbandsbuchhandiun$ Carl Giebel
Berlin C 25, Kaiser-Wilhelm-StraBe ZO, za beziehen:

Huhn,
Preis gebunden 1® Marita

5
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herausgegeben vom Verband der Bureauangestellten Deutschlands, Sit) Berlin

ist soeben erschienen I ^^=

Der Inhalt ist bedeutend bereichert worden.

Ein Kollege, der das Buch zum ersten Male bezogen hat, schreibt:

„Die gesandten Bureauangestellten Taschenbücher haben

so guten Anklang gefunden, daß ich Sie bitten muß,
mir gefälligst sogleich noch 12 Stück zu übersenden."

Wer noch in den Besitz des praktischen Taschenbuches

kommen will, sendet die Bestellung sofort an den

Verlag Berlin C 25, Kaiser-Wilhelm-StraBe 20.

Sammelliste

(bleibt in den Händen des Bestellers).

Die Unterzeichneten bestellen hiermit je
1 Exemplar des

Boreapapgestellten-Taidienbodies 1914
IPrele 50 Pfennig].

1.

2.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

Bestellungen von weniger als 3 Exemplaren sind

für Verpackung und Porto 20 Pfg. beizufügen.

Bestellung
(an den Verlag des Bureauangestellten-
Taschenbuches, Berlin C 25, Kaiser-Wilhelm-

Straße 20, zu senden)

auf Exemplare des

Der Betrag folgt anbei in Marken.

„
, „ folgt mit Postanweisung.

„ „
ist nachzunehmen.

„ „
ist durch die Ortsgruppe zu

verrechnen.

(Das Unzutreffende Ist zu durchstreichen I)

Die Sendung ist zu richten an

(Name)

(Wohnort)

(Straße)

3

O

Einzelsendungen nur nach Einsendung
des Betrages oder gegen Nachnahme.
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Infinit* -Arbeiter und Versicherte, schützt eure Krankenkassen'. — Die Wahl des Kassenvorsitzenden. — Die Reform-
¦¦¦aaaaia •

bedürftigkeit der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. — Verwaltung (Weitere Resultate der Ausschuß -

wählen zu den Ortskrankenkassen. — Die Organisation der Krankenkassen in Preußen. — „Nationale Beamte" als Vertreter

der Vertrauensärzte. — Vereinbarung mit den Aerzten für Unterelsaß. — Vertragsabschluß zwischen Aerzten und Kranken¬

kassen in Württemberg. — Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend Uebergangsbestimmungen zur RVO. — Erlaß des

preuß. Ministers für Handel und Gewerbe, betreffend Anmeldung der Versicherungspflichtigen. — Erlaß des preuß. Handels¬

und Landwirtschaftsministers und des Ministers des Innern, betreffend Ausführung des § 370 RVO.). — Rechtsprechung.

Arbeiter und Versicherte, schützt eure Krankenkassen!

Der Leipziger Ärzteverband hat den seit Jahren

angedrohten Generalstreik über die Krankenkassen

verhängt. Auf seine Anordnung weigern sich die

Ärzte, über den 1. Januar nächsten Jahres hinaus

neue Verträge mit den Krankenkassen zu schließen;
es wird daher, soweit nicht Verträge schon be¬

stehen, ein vertragsloser Zustand bei den Kassen

eintreten. Damit müssen die Kassen von der

Verpflichtung befreit werden, den kranken Ver¬

sicherten die Hilfe von Ärzten zur Verfügung zu

stellen. Die Kassen werden dafür eine bare

Leistung geben und es den Versicherten über¬

lassen müssen, selbst für eine geeignete Be¬

handlung zu sorgen. Die Ärzte sollen die kranken

Versicherten nur gegen Vorausbezahlung des

Honorars oder gegen Leistung eines größeren
Barvorschusses behandeln. Dadurch könnten die

Krankenkassen in die schwierigste Lage gebracht
werden, wenn die Versicherten nicht die zur Ab¬

wehr dieses Schlages erforderlichen, noch bekannt

zu gebenden Maßnahmen der Krankenkassen un¬

bedingt befolgen.
Seit Jahren sind die Ärzte vom Leipziger

Ärzteverband aufgestachelt worden. Die Ärzte

sind deshalb gegen die Krankenversicherung vor¬

eingenommen und nehmen mehr und mehr gegen

jede Versicherung für den Krankheitsfall eine

feindselige Haltung ein. Die ärztliche Behandlung
der kleinen Handwerker, Gewerbetreibenden und

Landwirte sowie der unteren Beamten, die wirt¬

schaftlich dem Arbeiter nahestehen, für Rechnung
freiwilliger Krankenkassen wird grundsätzlich ab¬

gelehnt. Bei der gesetzlichen Krankenversicherung
erschweren und verhindern die Ärzte die Ein¬

führung der Familienbehandlung, der wichtigsten
Mehrleistung des Gesetzes. Den Beitrittsberech¬

tigten, den sogenannten kleinen Selbständigen,
soll ärztliche Hilfe nur als Privatpatienten gewährt
und damit die Versicherung vereitelt werden.

Die Ärzte sind der Ansicht, daß sich jeder gegen

Feuers-, Hagel-, Wassersgefahr wie überhaupt

gegen alle Unglücksfälle des Lebens versichern

möge, nur nicht auf ärztliche Hilfe.

Das Gesetz gibt den Ärzten das unbeschränkte

Monopol für die ärztliche Behandlung bei den

Krankenkassen, verpflichtet diese aber in keiner

Weise und hält sie nicht einmal hierzu an. Dieser

für die Kassen unhaltbare Zustand gibt den

Ärzten das völlige Übergewicht über die Kassen

und wird von ihnen zum Schaden der Kassen

gründlich ausgenutzt. Die Ärzte wollen für die

Kassen nur tätig sein, wenn es ihnen paßt, und

nur zu den von ihnen einseitig aufgestellten Be¬

dingungen. Sie verlangen, daß grundsätzlich jeder
Arzt, der es wünscht, zur Kassenpraxis zugelassen
werden muß. Alle Verträge sollen zu dem gleichen
Zeitpunkte ablaufen. Die Honorare sollen nach der

Höhe des Arbeitseinkommens der Versicherten

abgestuft werden. Die Ärzteorganisationen wollen

für die ärztliche Versorgung der Versicherten,
durch die 95 v. H. der Ausgaben der Kassen

hervorgerufen werden, allein entscheidend sein,
während nach dem Gesetz für die Kassenausgaben
wie für die gesamte Kassengebarung der Kassen¬

vorstand verantwortlich ist. Die Ärzte und ihre

Organisationen lehnen eine Nachprüfung der durch

sie bestimmten Ausgaben durch die Kassenorgane
ab und wollen allein darüber befinden. Bei freier

Arztwahl ist den Versicherten keineswegs der

„Arzt des Vertrauens" gewährleistet. Viele Ärzte

denken gar nicht daran, Kassenpraxis zu treiben.

Die Versicherten sollen nach den Forderungen
der Ärzteorganisation angewiesen werden, den

nächstwohnenden Arzt in Anspruch zu nehmen.

In großen und mittleren Städten ist kein Arzt

verpflichtet, die Hausbehandlung eines Versicherten
zu übernehmen, der über zwei Kilometer entfernt

wohnt, wenn mehr als ein dienstverpflichteter Arzt

näher wohnt. Tut der Arzt dies doch, so soll der

Versicherte die erheblichen Mehrkosten tragen.
Bei unterschiedlicher Bezahlung der ärztlichen

Behandlung der Versicherten würde, abgesehen
von den großen praktischen Schwierigkeiten, sofort

der Vorwurf erhoben werden, daß die Ver¬

sicherten, für die mehr bezahlt wird, besser be¬

handelt werden. Es würde dadurch ein Keil in

die auf dem Grundsatz der Solidarität aufgebaute
Krankenversicherung getrieben werden.

Um die Öffentlichkeit zu gewinnen, wird die

Behauptung aufgestellt, daß 95 v. H. der Bevöl¬

kerung ärztliche Behandlung durch die Kranken¬

kassen erhielte. Dies ist eine ungeheuerliche
Übertreibung. Die Krankenversicherung nach der

Reichsversicherungsordnung wird etwa20 Millionen

Personen umfassen. Rechnet man 10 Millionen

hinzu, die vielleicht unter die Familienbehandlung
fallen, so bleiben 35 Millionen Personen, d. h.

mehr als 50 v. H. der freien Praxis der Ärzte
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vorbehalten und gerade alle bemittelten und wohl¬
habenden Volkskreise.

Die Krankenkassen sind bereit, angemessene
Honorare zu zahlen und die Ärzte frei und un¬

abhängig zu stellen, auch eine in jeder Beziehung
ausreichende Zahl von Ärzten zuzulassen. Wo
Kassen und Ärzte einig sind, möge auch die freie
Arztwahl eingeführt werden.

Die Krankenkassen befinden sich in dem
bevorstehenden Kampfe lediglich in der Abwehr.
Sie haben ihr Möglichstes getan, um die seit
Jahren bestehende große Spannung zu beenden.
Die Kassenvertreter sind in ihren Zugeständnissen
viel weiter gegangen, als nach dem Gesetz von

ihnen beansprucht werden kann. Die mit Selbst¬

verwaltung ausgestatteten Kassen lehnen es aber
ab, sich alles aufzwingen zu lassen, was die Ärzte
in ihren Erwerbs-, Organisations- und Standes¬
interessen fordern. Sie verwahren sich auch

gegen die unerhörte Sprache, die die Leiter der

Ärzteorganisation gegen die Träger der reichs¬
gesetzlichen Krankenversicherung führen, und

gegen den Terrorismus, der Ärzten und Kassen
gegenüber auf jede Weise und unter Benutzung
der staatlichen Standesorganisation geübt wird.

Die Krankenkassen können die Hauptforde¬
rungen des Leipziger Ärzteverbandes nicht an¬

erkennen; dies hieße die Krankenkassen den
Ärzten ausliefern und aus der Krankenversicherung
eine Ärzteversicherung machen. Dafür kann kein
Kassenvertreter die Verantwortung übernehmen.
Dringt der Leipziger Ärzteverband mit seinen
Forderungen durch, so sinken die Kassen im we¬

sentlichen zu bloßen Stellen für die Beitrags¬
erhebung und die Krankengeldzahlung herab.
Die Arbeiter, Versicherten und ihre Arbeitgeber
haben dann fast ausschließlich die Aufgabe, die
durch die Ärzte bestimmten Ausgaben durch
überaus hohe Beiträge zu decken. Die den Ver¬
sicherten mit den Arbeitgebern im Gesetz gewähr¬
leistete Selbstverwaltung würde zum Hohn. Die

Forderungen des Leipziger Ärzteverbandes be¬
dingen an sich, wie auch durch ihre schlimmen
Folgen und Begleiterscheinungen nicht nur er¬

hebliche Erhöhungen der Beiträge, sondern auch
eine Herabsetzung der Leistungen. Allein um

die gesetzlich vorgeschriebenen Regelleistungen
zu decken, müßte dann der höchste zulässige
Beitragssatz erhoben werden. Ein Ausbau der
Krankenversicherung wäre unmöglich gemacht
und die ganze öffentliche Krankenversicherung
in Gefahr gebracht. Das Gemeinwohl würde auf
das äußerste geschädigt!

Arbeiter und Versicherte, die Pflicht gebietet
euch, in dem bevorstehenden Ärztestreik den für
eure Interessen kämpfenden Krankenkassen rück¬
haltlos zu vertrauen und sie nachdrücklichst zu

unterstützen.

Arbeiter und Versicherte, schützt eure Krankenkassen!

Berlin, den 24. November 1913.

Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen, Dresden.
Hauptverband deutscher Betriebskrankenkassen, Essen.
Gesamtverband deutscher Krankenkassen, Essen.
Allgemeiner deutscher Knappschaftsverband, Berlin.
Verband deutscher Innungskrankenkassen, Hannover.

Die Wahl des Kassenvorsitzenden.
Von Friedr. Kleeis-Halle a. S.

Die Wahlen der Ausschußmitglieder der neu¬

gestalteten Krankenkassen dürften nun allent¬
halben vorüber sein. Sie verliefen so, wie vor¬

auszusehen war: bei den großen Kassen unter
einer äußerst lebhaften Wahlagitation und Wahl¬
beteiligung, bei den kleinen meist ohne Geräusch.
Bei ersteren standen, soweit die Wahl der Ver¬
treter der Versicherten in Frage kommt, in der
Regel drei bis vier Vorschlagslisten zur Auswahl,
bei letzteren wurde vielfach nur ein Wahl¬
vorschlag eingereicht, so daß eine Wahlhandlung
überhaupt nicht stattfand.

Die von den Ausschußmitgliedern vorzu¬
nehmende Wahl des Kassenvorstandes wird sich
im allgemeinen ruhig vollziehen. Durch die
Ausschußmitgliederwahlen sind die Kräfte der
einzelnen Parteien gemessen und in der ihnen
zugeteilten Zahl der Vertreter festgelegt worden.
Hierdurch ist es leicht angängig, zu berechnen,
wieviel Sitze den einzelnen Parteien innerhalb
der beiden Gruppen (Versicherte und Unter¬
nehmer) im Kassenvorstand zufallen. So wird in
der Regel auf dem Wege der Verständigung
unter den Parteien nur ein einziger Wahlvorschlag
zustande kommen und eine Wahl (die ja auch
nach den Grundsätzen des Verhältnisverfahrens
stattzufinden hätte) überflüssig sein. Dadurch
wird Arbeit und vor allem Zeit gespart. Es
braucht die Frist zur Einlegung von Wahl¬
protesten nicht abgewartet zu werden usw. Das
ist namentlich bei neuerrichteten allgemeinen
Ortskrankenkassen sehr wichtig. Durch das ab¬
gekürzte Verfahren können die Kassenorgane
sich früher konstituieren und die Besorgung
ihrer Aufgaben selbst übernehmen. Anderenfalls
müßten für sie die Versicherungsämter viele

wichtige Geschäfte erledigen. Es ist vielfach
beobachtet worden, daß die Versicherungsämter
selbst auf eine solche Verständigung hingewirkt
haben. Ein derartiges Zusammengehen läßt sich
tatsächlich auch leicht erzielen. Sollte aus der
Zahl der auf die einzelnen Parteien entfallenden
Ausschußmitglieder wirklich nicht mit Bestimmt¬
heit festgesellt werden können, wieviel auf diese
Parteien Vorstandsmitglieder entfallen (das heißt
wenn sich in dem Stimmenverhältnis Bruchteile
ergeben), so ist ein kleines Hilfsmittel folgendes:
Man entzieht der Partei, bei der es streitig ist,
ob sie die beanspruchte Zahl der Vorstands¬
mitglieder enthält, das Recht der Bestimmung
der Personen, die gewählt werden sollen, und
billigt ihnen unter dieser Voraussetzung die ver¬

langte Zahl der Vertreter zu. Sollte es zum

Beispiel streitig sein, ob die Hirsch-Dunckerschen
zwei oder drei Vorstandsmitglieder zu stellen
haben, so billigt man ihnen die drei Vertreter
zu, räumt aber den freigewerkschaftlichen Ver¬
tretern das Recht ein, die Persönlichkeiten dieser
zwei Vertreter zu bestimmen. Natürlich müßten
sie der Partei der Hirsch-Dunckerschen (vielleicht
den von ihnen gestellten Ausschußmitgliedern
und Ersatzmännern) entnommen sein. Hierdurch
läßt sich der über Gebühr gesteigerte Einfluß
der (um bei dem Beispiel zu bleiben) Hirsch-
Dunckerschen etwas mildern, indem es gelingt,
Personen dieser Richtung zu bestimmen, die die
Parteigegensätze nicht in verhältnismäßig hohem
Maße hervorkehren. Im übrigen sollten bei der
Bestimmung der Vorstandsmitglieder kleinliche
Rücksichten darauf, welchem Beruf sie angehören,
in welchem Bezirk sie wohnen oder welcher der
seitherigen aufgelösten Kasse sie angehören, bei-
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seite gelassen und nur Bedacht darauf genommen
werden, daß sie ihren Aufgaben vollkommen ge¬
wachsen sind. Auch muß das Augenmerk darauf

gerichtet werden, daß unter den zu Wählenden

sich Personen befinden, die besondere Ämter im

Kassenvorstand (das eines Vorsitzenden usw.)
übernehmen können.

Die wichtigste Wahl ist sodann wohl die des

ersten Kassenvorsitzenden. Er soll nun einmal den

Repräsentanten der Kasse vorstellen. Die RVO.

hat sogar seine Stellung noch mehr hervor¬

gehoben, als es das KVG. hat. Bei Stimmen¬

gleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag. Er

kann in eiligen Fällen schriftlich abstimmen lassen

(worüber ihm die Entscheidung zusteht), er kann

gegen Vorstandsmitglieder, die sich der Erfüllung
ihrer Pflichten entziehen, Geldstrafen verhängen
usw. Alles Gründe genug, den richtigen Mann

an den wichtigen Platz zu setzen.

Alle Vertreterwahlen in der Reichsversiche¬

rung sollen auf Grund des Verhältnisverfahrens

stattfinden, damit die zu wählende Instanz die

Meinungen und Anschauungeni der Wählerschaft

widerspiegelt. Formell könnte man nun bei der

Vorsitzendenwahl das Verhältniswahlverfahren

nicht anwenden, weil es sich eben nur um die

Wahl einer einzigen Person handelt. Man hat

es aber gleichwohl fertig gebracht, in der Praxis

die Wahl so zu gestalten, daß der Vorsitzende

eine Person sein muß, die alle Anschauungen der

Wähler widerspiegelt. Alle Bestimmungen sind

so getroffen, daß ein Allerweltsmann gewählt
werden soll, der allen Wünschen Rechnung trägt.
Er möchte zu dem Zwecke tatsächlich zum Teil

„national", zum Teil freigewerkschaftlich und zum

Teil wer weiß was noch sonst sein.

Bekanntlich schreiben die §§ 328, 329 ff. vor,
daß als Vorsitzender nur der gewählt ist, der die

Mehrheit der Stimmen aus der Gruppe sowohl

der Arbeitgeber als auch der Versicherten im

Vorstand erhält. Kommt diese Mehrheit nicht

zustande, so wird nochmals eine Wahl, aber auf

einen anderen Tag, anberaumt. Kommt die Wahl

auch in dieser nicht zustande, so ist das Ver¬

sicherungsamt zu benachrichtigen, das einen Ver¬

treter bestellt, der bis zu einer gültigen Wahl

die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden aus¬

übt, und zwar auf Kosten der Kasse. Vom Ver¬

sicherungsamt darf ein Arbeitgeber nur dann als

Vertreter bestellt werden, wenn die Mehrheit

der Gruppe der Versicherten keinen Einspruch
erhebt, ein Versicherter nur, wenn die Mehrheit

der Gruppe der Arbeitgeber keinen Einspruch
erhebt. In der Regel wird wohl ein Beamter des

Versicherungsamts in Frage kommen.

Diese ganzen Bestimmungen bergen viel

Konfliktsstoff. Durch sie wird, wie durch das

ganze Verhältniswahlverfahren überhaupt, erst

Zank und Streit mit politischem Hintergrund in

die Krankenkassenverwaltung hineingetragen. Der

so heraufbeschworene Zustand kann Formen an¬

nehmen, die ein gedeihliches Wirken des Kassen¬

vorstandes überhaupt unmöglich machen.

Durch die ganze Tendenz der RVO. und die

Aufmunterungen der Unternehmerverbände ist

das Bewußtsein der Arbeitgeber in den Kassen¬

organen sehr gehoben worden. Sie werden daher

in der Regel den ersten Vorsitzenden bean¬

spruchen, und sie werden ebenso in der Regel
in diesem Bestreben von den Behörden (Ver¬
sicherungsämtern usw.) unterstützt werden. Die

Versicherten werden daher häufig vor die Alter¬

native gestellt sein: sollen sie es auf einen Kon¬

flikt mit den Unternehmern ankommen lassen

oder nicht und sollen sie der Gefahr trotzen, daß
das Versicherungsamt einen Vorsitzenden ein¬
setzt? Die Entscheidung wird natürlich von Fall
zu Fall zu treffen sein. Immerhin lassen sich auch
hier einige allgemeine Gesichtspunkte aufstellen.

Prinzipiell sollte nach Lage der ganzen Ver¬
hältnisse auch hier möglichst versucht werden,
eine Verständigung zu erzielen. Das Entstehen
vieler Konflikte mag zwar zeigen, wie nieder¬

trächtig die einschlägigen Bestimmungen formu¬
liert sind, doch wird hierdurch in der Sache
selbst nichts gebessert. Früher oder später muß
doch eine Einigung zwischen den streitenden

Gruppen eintreten, da der vom Versicherungs-
amt eingesetzte Vorsitzende so lange amtiert, bis
anderweit die gültige Wahl eines richtiggehenden
Vorsitzenden erzielt worden ist. Freilich muß

der Wille, sich zu verständigen, auf beiden Seiten

vorhanden sein. Sollte eine der beiden Gruppen
ihr Benehmen so einstellen, daß die Absicht, eine

Einigung nicht aufkommen zu lassen, klar zu

erkennen ist, so hat auch die andere Gruppe
keine Ursache, sich unterjochen zu lassen. Würden

zum Beispiel die Unternehmer eine Persönlichkeit

als ersten Vorsitzenden präsentieren, die als

politischer Heißsporn, als reaktionär und unduld¬

sam bekannt ist, und würden sie sich hiervon

nicht abbringen lassen, so hätten andererseits

die Versicherten natürlich keinen Anlaß, unter

allen Umständen einen Konflikt zu scheuen.

Schlimmer und nachteiliger könnte dann die

Wirksamkeit eines von der Behörde eingesetzten
Vorsitzenden auch nicht sein.

Hieraus ergeben sich schon die Bedingungen,
unter denen eine Verständigung zustande kommen

kann. Der Vorsitzende müßte eine tolerante,
liberale Persönlichkeit sein, die auch andere als

seine politische Anschauung achtet. Ein weiteres

Ausgleichsmittel ist noch folgendes: Ist der erste

Vorsitzende zum Beispiel ein Arbeitgeber, so

sollte — steht das auch nicht im Gesetz und nicht

mehr wie seither im amtlichen Musterstatut —

der zweite Vorsitzende ein Versicherter und um¬

gekehrt sein. Aber nicht allein diese Selbst¬

verständlichkeit läßt sich einführen, es lassen

sich auch die dem Vorsitzenden zufallenden Ge¬

schäfte so auf beide Vorsitzende verteilen, daß

sie in ihrer Bedeutung für das Kassengetriebe
ziemlich „gleichwertig" sind. Das Nähere läßt

sich in einer besonderen, das Statut ergänzenden
Geschäftsordnung regeln. So läßt es sich zum

Beispiel einrichten, daß wohl der erste Vorsitzende

die Sitzungen leitet und nach außen die Reprä¬
sentation übernimmt, der zweite aber die Leitung
des inneren Getriebes oder wenigstens von Teilen

desselben übertragen bekommt. So läßt sich zum

Beispiel ein selbständiges „Dezernat" für das

Beamtenwesen, das Unterstützungswesen (Ein¬
weisungen in das Krankenhaus, Verhängung von

Ordnungsstrafen gegen Kranke usw.) und das

Ärztewesen sehr gut einrichten. Im Zusammen¬

hang damit läßt es sich auch regeln, daß die

Vergütung für die Mühewaltung in der Gestalt

von Pauschalbeträgen für beide Vorsitzende in

gleicher Höhe festgesetzt wird. Schließlich läßt sich

ein Ausgleich des Übergewichts der Gruppe, die

den ersten Vorsitzenden stellt, gegenüber der

anderen auch noch dadurch herbeiführen, daß

eine Abwechselung in der Bereitstellung vereinbart

wird, daß zum Beispiel während der einen vier¬

jährigen Amtsperiode die Unternehmer, während

der folgenden aber die Versicherten den ersten

Vorsitzenden stellen. Wenn auch solche Ab¬

machungen für die späteren Geschlechter nicht
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mit unbedingt bindender Kraft getroffen werden

können, so wäre es doch ein Vertrauensbruch
schlimmster Art, wenn sie später nicht respektiert
würden.

Zwingt nun einmal das Gesetz die feindlichen

Heerlager unter Androhung des „schwarzen
Mannes", der ihnen sonst Raison beibringt, sich

unter allen Umständen zu vertragen, so muß es

wenigstens unter Einrichtungen geschehen, die
diesen eigenartigen Frieden leicht ertragen lassen.
Das kann geschehen, wenn die vorstehenden
Winke beachtet werden. Das soll und wird die
Versicherten nicht hindern, die ihrer Betätigung
in den Kassenverwaltungen angelegten Fesseln
durch Einwirkung auf die Gesetzgebung zu

sprengen zu versuchen.

Die Reformbedürftigkeit der Invaliden- und Hinterbliebenen¬
versicherung.

Von Arbeitersekretär H. Mattutat-Stuttgart.
Die Reichsversicherungsordnung ist noch nicht

vollständig in Kraft getreten, und schon zeigen
sich an dem mit so enthusiastischen Lobeshymnen
gefeierten Reformwerk schwere Mängel und

Lücken. Was wir vorausgesagt, ist eingetreten:
So wie die Verhältnisse liegen, kann es nicht

weitergehen, die Reichsversicherungsordnung muß
binnen kurzem revidiert und abgeändert werden,
um nur die schlimmsten Mängel zu beseitigen.
Man könnte über diese Gesetzesmacherei beinahe
so etwas wie Schadenfreude empfinden, wenn die

Folgen nicht gar zu traurig wären und die Ver¬
sicherten nicht so schwer darunter zu leiden
hätten. Leider sind derartige Vorkommnisse
nicht vereinzelt, wie das total verpfuschte Ange¬
stelltenversicherungsgesetz zur Genüge beweist.

Ein alter, hart empfundener Übelstand des

Invalidenversicherungsgesetzes, den die Reichs¬

versicherungsordnung unverändert bestehen ließ,
ist die hohe Altersgrenze für den Bezug von

Altersrente. Schon bei Schaffung des Invaliden¬

versicherungsgesetzes wurde die Altersgrenze
von 70 Jahren von sozialdemokratischer Seite als
zu hoch bezeichnet. Die sozialdemokratische

Forderung auf ihre Herabsetzung wurde jedoch
abgelehnt. In der neueren Zeit hat diese Forde¬

rung auch von bürgerlicher Seite Unterstützung
gefunden. Ja, als nach den Reichstagswahlen im
Jahre 1907 die bürgerlichen Parteien den Reichs¬

tag mit einer Flut sozialpolitischer Anträge über¬

schütteten, befanden sich darunter auch konser¬
vative Anträge, die eine Herabsetzung der Alters¬

grenze auf 65 Jahre für den Bezug der Alters¬
rente verlangten. Bei der Beratung der Reichs¬

versicherungsordnung freilich ließen die Väter
dieser Anträge ihre Kinder schmählich im Stich.
Der sozialpolitische Elan war bei den bürgerlichen
Parteien verraucht, nur die Sozialdemokraten und

einige Liberale traten für die Gewährung der
Altersrente mit Vollendung des 65. Lebensjahres
ein. So wurde diese alte Forderung abgelehnt,
weil die bürgerlichen Parteien und die Regierung
fürchteten, daß die vorhandenen Mittel nicht aus¬

reichen. Der alte Zustand blieb bestehen. Darüber
hinaus schwang man sich nur dazu auf, über die

Herabsetzungsmöglichkeit der Altersgrenze von

70 auf 65 Jahre Erhebungen durch Sachver¬

ständige zu beschließen, deren Resultat der
Bundesrat im Jahre 1915 dem Reichstag unter¬
breiten soll.

Die Sachverständigenkommission ist inzwischen

zusammengetreten und hat beraten. Welche Er¬

gebnisse diese Beratung im einzelnen hatte, ist
noch unbekannt. Man erfährt nur, daß die Herab¬

setzung der Altersgrenze auf 65 Jahre einen
Jahresaufwand von 13 Millionen Mark verursachen
würde. Selbst wenn man diese Annahme für

richtig hält, kann ein Zweifel für die Durch¬

führungsmöglichkeit der Herabsetzung der Alters¬

grenze nicht mehr bestehen. Die Versicherungs¬
anstalten hfiben im Laufe der Jahre ein ungeheures
Vermögen angesammelt, das gegenwärtig 2000
Millionen Mark erreicht haben dürfte. Das ist
weit mehr, als den ursprünglichen versicherungs¬
technischen Berechnungen zugrunde gelegt wurde.
Diese Vermögensansammlung wird sich für die
Folge durch die beträchtliche Beitragserhöhung
bei der Invalidenversicherung noch erheblich
steigern, weil ihr keine entsprechenden Ausgaben
entgegenwirken. Die finanzielle Grundlage für
eine Herabsetzung der Altersgrenze ist also ge¬
geben. Daneben kommt hinzu, daß andere Staaten
in der Gewährung von Altersrente wesentlich
liberaler sind als Deutschland und eine niedrigere
Altersgrenze festgesezt haben. So wird in Italien
Altersrente Männern mit vollendetem 60., Frauen
bereits mit Beendigung des 55. Lebensjahres ge¬
währt. In Frankreich, den Niederlanden, Belgien,
Ungarn, Rumänien und Australien ist die Alters¬

grenze auf 65, in Schweden auf 67 und in Luxem¬
burg auf 68 Jahre festgesetzt. Es läßt sich darum
nicht einsehen, warum die Rückständigkeit der
deutschen Altersversicherung noch länger auf¬
recht erhalten bleiben und nicht dem Beispiel
der angeführten Länder gefolgt werden soll.
Übrigens besteht auch bereits in Deutschland ein
ähnlicher Vorgang, der durch die Angestellten¬
versicherung geschaffen wurde, indem diese ihren
Versicherten das der Altersrente gleichkommende
Ruhegeld bereits mit dem vollendeten 65. Lebens¬
jahre gewährt. Die Gründe, welche bei der An¬

gestelltenversicherung zur Festlegung der Alters¬
grenze bei 65 Jahren führten, gelten auch für die
Invaliden- und Altersversicherung der Arbeiter,
wenn nicht gar die dort für eine niedrigere
Altersgrenze angenommenen Voraussetzungen
hier in noch höherem Maße zutreffen. Jedenfalls
ist nicht zu leugnen, daß ein sehr großer Teil
der Arbeiterschaft unter erheblich ungünstigeren
und der Gesundheit nachteiligeren Bedingungen
als die Angestellten zu arbeiten hat, was einen
früheren Verfall der Kräfte und die Aufhebung
der Erwerbsfähigkeit nach sich zieht. Das Be¬
dürfnis nach einer Herabsetzung der Altersgrenze
ist deshalb bei den Arbeitern in gleichem Um¬
fange wie bei den Angestellten anzuerkennen.

Völlig unbefriedigend ist der durch die Reichs¬
versicherungsordnung belassene Zustand, wonach
Invalidenrenten nur zugestanden werden, wenn

eine dauernde, zwei Drittel übersteigende Er¬

werbsunfähigkeit vorliegt. Auch hier ist die
Grenze für die Feststellung der Invalidität zu

hoch gegriffen, besonders da nicht die Berufs¬
invalidität maßgebend ist, sondern die Frage der
Erwerbsunfähigkeit wird mehr nach den Verhält¬
nissen des allgemeinen Arbeitsmarktes beurteilt.
Bis zu einem gewissen Grade geschieht das so¬

gar entgegen dem Gesetz, denn § 1255 der Reichs-
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Versicherungsordnung sagt über den Invaliditäts¬

begriff folgendes:
Als invalide gilt, wer nicht mehr imstande

ist, durch eine Tätigkeit, die seinen Kränen und

Fähigkeiten entspricht und ihm unter billiger Be¬

rücksichtigung seiner Ausbildung und seines bisherigen
Berufes zugemutet werden kann, ein Drittel

dessen zu erwerben, was körperlich und geistig
gesunde Personen derselben Art und ahnlicher Aus¬

bildung in derselben Gegend durch Arbeit zu ver¬

dienen pflegen.
Diese Fassung des § 1255 RVO. ist eine

einigermaßen komplizierte; sie läuft auf eine

etwas erweiterte Berufsinvalidität hinaus, wozu

die Rücksicht auf die ungelernten Arbeiter ge¬
führt hat. Nicht der einzelne spezielle Beruf soll

für die Frage der Invalidität entscheidend sein,
sondern, ob und in welchem Umfange der Ver¬

sicherte noch für andere Beschäftigungsgelegen¬
heiten ähnlicher Art, wie sie seither für ihn in

Betracht kamen, verwendbar ist. In der Praxis

ist die Behandlung aber eine andere. Die Be¬

urteilung der Erwerbsunfähigkeit erfolgt in der

Regel lediglich durch den Arzt, der sich hierbei

meist ausschließlich von medizinischen Gesichts¬

punkten leiten läßt, weil er die für den Ver¬

sicherten maßgebenden technischen Verhältnisse

gar nicht kennt. Die Nachprüfung der Vertrauens¬

ärzte der Versicherungsanstalten bewegt sich

überwiegend in der gleichen Richtung, weil auch

ihnen die Grundlage für eine andere Beurteilung
fehlt. Auf diese Weise werden zahlreiche Ver¬

sicherte mit ihren Rentenansprüchen abgewiesen.
Man imputiert ihnen eine Leistungsfähigkeit, die

sie gar nicht besitzen. Das führt zu Härten, die

vom Gesetzgeber gar nicht beabsichtigt waren.

Es muß deshalb neben der Herabsetzung der In¬

validitätsgrenze auf die Einführung der Berufs-

invaliditftt gedrungen werden. Was die Höhe

der Invaliditätsgrenze betrifft, so hat die Sozial¬

demokratie im Reichstage die Festsetzung auf

50 Proz. an Stelle der heutigen zwei Drittel ge¬

fordert, leider damit aber keinen Erfolg gehabt.
Trotzdem muß an dieser Forderung festgehalten
werden, noch dazu wir auch in dieser Beziehung
einen Vorzug im Angestelltenversicherungsgesetz
haben, da dort beide Forderungen verwirklicht sind.

Die Arbeiter können und dürfen es sich nicht ge¬
fallen lassen, in diesem für sie äußerst wichtigen
Punkte schlechter als die Angestellten behandelt

zu werden; sie müssen für sich die gleichen
Rechte beanspruchen. Dazu sind sie schon durch

die für die Verwendung einer beschränkten Er¬

werbsfähigkeit außerordentlich ungünstigen Ver¬

hältnisse des Arbeitsmarktes gezwungen. Der

über 50 Proz. erwerbsunfähige Arbeiter kann in

der Regel mit dem ihm verbliebenen Rest von

Arbeitsfähigkeit nichts anfangen. In den in¬

dustriellen und gewerblichen Betrieben findet er

keine Verwendung, und für die Beschäftigung in

der Landwirtschaft reichen seine Kräfte nicht aus.

Es bleibt für ihn nur noch die Hausindustrie oder

das Hausiergewerbe. Hier herrscht jedoch eine

solche Überfüllung und werden so niedrige Ein¬

kommen erzielt, daß dabei in den seltensten Fällen

der notdürftigste Unterhalt erworben werden

kann. Die Festsetzung der Invaliditätsgrenze
bei 50 Proz. der Erwerbsfähigkeit ist daher ge¬

rechtfertigt. Allenfalls könnte man daran denken,
eine Abstufung bei der Rentenfestsetzung vorzu¬

nehmen, und zwar in der Weise, daß bei 50 Proz.

Erwerbsunfähigkeit die Hälfte, bei mehr als zwei

Drittel Erwerbsunfähigkeit die volle Invaliden¬

rente gewährt wird. Ein solches Vorgehen wäre

freilich etwas umständlich, auch stände ihm die

Niedrigkeit der Renten entgegen. Immerhin würde
eine solche Regelung den Wünschen vieler Ver¬
sicherter entsprechen, denen bei der Invaliden¬
rente die Verhältnisse der Unfallversicherung
vorschweben.

Nicht minder mangelhaft und abänderungs¬
bedürftig ist die neugeschaffene Hinterbliebenen¬

oder Witwen- und Waisenversicherung. Die Hinter¬

bliebenenversicherung erfüllt ihren Zweck, den

Hinterbliebenen der verstorbenen Arbeiter den

notdürftigen Unterhalt zu gewähren und die öffent¬

liche Armenpflege überflüssig zu machen, in keiner

Weise. Statt dessen sehen wir eine gradezu kläg¬
liche Unzulänglichkeit. Die Witwenrente wird

erst bei nachgewiesener Invalidität gewährt. Das

heißt: die nicht invaliden Witwen erhalten nichts!

Damit verliert die Witwenrente so ziemlich ihre

Bedeutung. Nach dem Geschäftsbericht der Ver¬

sicherungsanstalten sind im Jahre 1912 ungefähr
200000 männliche Versicherte gestorben, es wurden

aber nur 3311 Witwen- und Witwerrenten, sowie

110 Witwenkrankenrenten gewährt. Daneben ge¬

langten noch 13962 Waisenrenten, 4118 Witwen¬

gelder und 108 Waisenaussteuern zur Anweisung.
Auch für die Folge wird die Witwenversicherung
keine wirtschaftliche Bedeutung erlangen, da

wegen des Wegfalls der Beitragsrückerstattung
anläßlich der Verheiratung der Frauen diese wohl

in der Mehrzahl versichert bleiben und damit des

Anspruchs auf Witwenrente verlustig gehen; sie

bleiben lediglich auf das Witwengeld beschränkt.

Wie wenig aber Witwengeld und Waisenaussteuer

die frühere Beitragserstattung aufwiegen, zeigt
ein Vergleich der vorgenannten Zahlen mit den

193644 Beitragserstattungen des Jahres 1911,
worunter sich allein 38297 für Todesfälle be¬

finden.

Bei dieser Sachlage gewinnt allein die Waisen¬

versicherung eine höhere Bedeutung, sie hat

jedoch mit der Witwenversicherung gemein, daß

ihre Leistungen zu niedrig sind und zur Be¬

streitung auch nur des notdürftigsten Unterhalts

nicht ausreichen. Einige Beispiele mögen das

bastätigen. Nehmen wir einen Versicherten der

III. Lohnklasse mit vier Kindern, der 500 Bei¬

träge geklebt hat. Er hat auf Grund dieser Bei¬

träge eine jährliche Invalidenrente von 170 Mk.

zu beanspruchen, die sich für jedes Kind um

10 Proz. erhöht, somit insgesamt 238 Mk. ergibt.
Bei seinem Tode erhält die invalide Witwe eine

Witwenrente von 86 Mk., an Waisenrente für das

erste Kind 43 Mk. und für jedes weitere Kind

28 Mk., zusammen also jährlich 218 Mk. oder

17,80 Mk. monatlich. Bei der gleichen Kinder- und

Markenzahl würde sich die Witwenrente in der

IV. Lohnklasse auf 92 Mk., die Waisenrente auf

131,50 Mk., in der V. Lohnklasse die Witwenrente

auf 98 Mk., die Waisenrente auf 136 Mk. stellen.

Mit diesen Beträgen bleibt die Hinterbliebenen¬

versicherung weit hinter dem Unterhaltsaufwand

der Armenbehörden für ihre Hilfsbedürftigen
zurück. Als Aufwand für den notdürftigen Unter¬

halt im Sinne des Gesetzes betreffend den Unter¬

stützungswohnsitz wird in den größeren Städten

für Erwachsene ein Betrag von 25 bis 30 Mk.,
für Kinder bis zu 14 Jahren ein solcher von 12

bis 15 Mk. monatlich angenommen, teilweise geht
man bis auf 9 Mk. herunter. Danach hat selbst

nach den niedrigsten Sätzen eine erwerbsunfähige
Witwe für sich und ihre vier Kinder bei der

Armenbehörde Anspruch auf einen Betrag von

732 Mk. jährlich, während ihr die Hinterbliebenen¬

versicherung noch nicht einmal ein Drittel dieser
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Summe zur Verfügung stellt. Diese Verhältnisse

ändern sich auch nicht wesentlich, wenn wir die

zurzeit mögliche höchste Zahl von Beitragswochen
annehmen und der Rentenberechnung zugrunde
legen. Das charakterisiert die Hinterbliebenen-

versicherung zur Genüge! Sie bedeutet unter

den gegenwärtigen Verhältnissen für die Hinter¬

bliebenen keine Hilfe, da die Armenbehörden

trotzdem mit ihren Unterstützungsleistungen ein¬

greifen müssen. Einen Vorteil haben nur letztere

insofern, als die Hinterbliebenenversicherung
ihnen einen Teil ihres seitherigen Aufwandes er¬

setzt. Die Hinterbliebenen des Arbeiters gelten
nach wie vor als Almosenempfänger und sind

allen daraus folgenden Demütigungen ausgesetzt.
Eine Änderung dieser Verhältnisse ist

dringend geboten, und zwar nicht nur in der

Richtung, daß die Hinterbliebenenrente eine Er¬

höhung erfahren muß, sondern die Witwenrente

auch solchen nicht invaliden Witwen gewährt
wird, die mehrere Kinder zu unterhalten haben

und dadurch in ihrer Erwerbstätigkeit behindert

sind. Noch zweckmäßiger wäre allerdings der

Wegfall der heute für den Bezug der Witwen¬

rente geltenden Einschränkungen und ihre Ge¬

währung an alle Witwen wie bei der Angestellten¬
versicherung. Die gegenwärtige Unterscheidung
zwischen den Witwen der Arbeiter und solchen

von Angestellten rechtfertigt sich nicht. Wenigstens
sind die sozialen Verhältnisse der Witwen der
besser bezahlten Arbeiter keine anderen als die

der Witwen eines großen Teiles der Privatange¬
stellten, weshalb für beide gleiche Behandlung
zu fordern ist. Ohne Frage entstehen dadurch
erhöhte Kosten, die aber nicht schrecken können.

Eventuell kann man auch daran denken, die Ge¬
meinden für die Hinterbliebenenfürsorge heran¬

zuziehen. Eine weitere Belastung würde ihnen

daraus nicht entstehen, wohl aber würde ein
wesentlicher Teil ihrer heutigen Armenleistungen
seines odiösen Charakters als Armenunterstützung
entkleidet. Einen ähnlichen Weg weist der Ent¬
wurf des schwedischen Invalidenversicherungs¬
gesetzes, wonach der entstehende Versicherungs¬
aufwand zu */• von den Versicherten, zu ;1.-. von

Staat und Gemeinden getragen wird.
Als eine verfehlte Einrichtung hat sich die

freiwillige Zusatzversicherung erwiesen. Im Jahre
1912 wurden im ganzen Reich nur 40486 Zusatz¬
marken gekauft. Das ist bei rund 15 Millionen
Versicherter ein lächerlich geringer Betrag und
kommt einem Fiasko gleich. Ein solches Resultat
war vorauszusehen. Freiwillige Versicherungs¬
einrichtungen bewähren sich in der Regel nicht
besonders und sind für die Befriedigung eines

allgemeinen Bedürfnisses ungeeignet. Deshalb
ist man auch in der Sozialgesetzgebung überall
zur Zwangsversicherung übergegangen. Es war

daher ein Fehler, hiervon abzuweichen. Dazu

kommt, daß die für die Zusatzversicherung auf¬

gestellten Bedingungen für die Versicherten

wenig günstig sind. Die Zusatzversicherung er¬

folgt durch Einkleben besonderer Marken in die

Quittungskarte zum Betrage von 1 Mk. pro Stück.
Für jede geklebte Zusatzmarke erhält der Ver¬
sicherte bei Eintritt der Invalidität eine jährliche
Zusatzrente von sovielmal 2 Pf., als seit Klebung
der Marke Jahre vergangen sind. Hat also ein

Versicherter in einem Jahre 12 Zusatzmarken ge¬
klebt, so erhält er für diese, wenn er nach zehn

Jahren invalide wird, eine jährliche Zusatzrente
von 2,40 Mk., nach 20 Jahren 4,80 Mk. usw. Ein
so geringer Betrag vermag nicht besonders zur

freiwilligen Versicherung anzureizen. Man sucht

daher die freiwillige Zusatzversicherung den Ar¬

beitern damit schmackhaft zu machen, daß auf die
erhebliche Steigerung der Zusatzrenten in späteren
Jahren verwiesen wird. Die Zusatzrente beträgt
x. B. für 100 Zusatzmarken im 10 Jahren 20 Mk.,
in 20 Jahren 40 Mk., in 30 Jahren 60 Mk., in
40 Jahren 80 Mk., in 50 Jahren 100 Mk. jährlich.
Klebt ein Versicherter im Alter von 25 bis 55

Jahren monatlich eine Zusatzmarke, so erhält er

beim Eintritt der Invalidität für die von ihm in
den 31 Jahren eingezahlten 372 Mk. eine jährliche
Zusatzrente von 119 Mk. Tritt die Invalidität bei
ihm erst mit 65 Jahren ein, so berechnet sich die
Zusatzrente ohne weitere Beiträge auf jährlich
186 Mk., und hat er bis zum 64. Lebensjahre
weitere Zusatzbeiträge von monatlich 1 Mk. be¬

zahlt, so steigert sich die Zusatzrente sogar auf

196,80 Mk. Bei wöchentlicher Klebung von Zu¬

satzbeiträgen ist selbstverständlich die Steigerung
noch erheblicher. Auch als Kapitalsanlage wird
die freiwillige Zusatzversicherung empfohlen, weil
man sich bei einmaliger Zahlung von 1000 Mk.
nach 10 Jahren eine jährliche Rente von 200 Mk.,
nach 20 Jahren eine solche von 400 Mk. und
nach 30 Jahren eine solche von 600 Mk. sichern
kann.

Bei diesen Lobgesängen auf die Zusatzver¬

sicherung übergeht man aber in der Regel ganz,
welches Risiko der Versicherer mit der. Klebung
von Zusatzmarken eingeht. Das ist aber gerade
das Wesentliche an der Sache, wodurch es die

freiwillige Zusatzversicherung in ihrer jetzigen
Form niemals zur Popularität und weiteren Ver¬

breitung bringen wird. Stirbt nämlich ein Ver¬

sicherter, ohne invalide geworden zu sein, so ist
das von ihm für Zusatzmarken ausgegebene Geld

vollständig für ihn und seine Angehörigen ver¬

loren, denn eine Anrechnung der Zusatzmarken
auf die Hinterbliebenenrente findet nicht statt.
Das kann bei den für den Nachweis der Invalidität
äußerst schweren Bedingungen für die Versicher¬
ten zu erheblichen Verlusten führen. Es ist ihnen
daher nicht zu verdenken, wenn sie unter solchen
Umständen von der freiwilligen Zusatzversiche¬

rung nichts wissen wollen und ihre Ersparnisse
lieber den Sparkassen zuführen, von wo sie diese

jederzeit nebst Zins zurückerhalten können. An¬

gesichts dieser Tatsachen wäre wirklich nichts
verloren, wenn die freiwillige Zusatzversicherung
in Wegfall käme. Über die heutige Unzulänglich¬
keit der Invalidenrenten kommt man in einer alle
Bedürfnisse befriedigenden Weise nur hinweg,
wenn man die in dieser Richtung zur Reichsver-

sicherungsordnunggestellten sozialdemokratischen
Anträge verwirklicht. Diese Anträge forderten
eine Ausdehnung der Versicherungspflicht bis zu

5000 Mk. Einkommen und Schaffung bezw. An-

gliederung weiterer Lohnklassen bis zu 2550 Mk.
an die Invalidenversicherung. Die Erhöhung der

Versicherungsgrenze wie die Schaffung weiterer
Lohnklassen bis mindestens 2550 Mk. empfiehlt
sich allein schon in Rücksicht auf die für die

Krankenversicherung geschaffenen Verhältnisse.
Will man sich dazu nicht entschließen, so läßt
sich eine Änderung der freiwilligen Zusatzver¬

sicherung nicht umgehen. Diese müßte nach zwei
Seiten erfolgen. Einmal wäre es notwendig, neben
den Zusatzmarken im Werte von einer Mark auch
solche zu geringerem Werte, etwa 50 Pf., zu ver¬

ausgaben, sodann wäre weiter herbeizuführen,
daß die Verwendung von Zusatzmarken eine Er¬

höhung der Hinterbliebenenrente bewirkt. Die

Notwendigkeit der Verausgabung von billigeren
Zusatzmarken ergibt sich daraus, daß vielen
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Arbeitern bei ihrem geringen Lohn die Ausgabe
von einer Mark zu groß und sie so gar nichts

zahlen. Marken in halbem Werte würden leichter

gekauft werden. Schwierigkeiten ergäben sich

aus einer solchen Änderung nicht. Diese allein

wäre freilich zwecklos, wenn nicht zugleich mit

der Klebung von Zusatzmarken eine Erhöhung
der Hinterbliebenenrente erreicht würde. Nur

dadurch könnte das heute vorhandene große
Risiko für den Versicherten eine Herabminderung
erfahren, die Zusatzversicherung popularisiert

und einem größeren Teile der Versicherten zu¬

gänglich gemacht werden.

Mit den vorstehenden Ausführungen sind die

Mängel der Reichsversicherungsordnung selbst¬

verständlich nicht erschöpft. Diese hier restlos

aufzuzählen, hätte auch gar keinen Zweck. Es

kann sich nur darum handeln, die reformbedürf¬

tigsten Stellen der Reichsversicherungsordnung
zu zeigen und das allgemeine Interesse auf sie

hinzulenken. Nur wenn dies geschieht, ist eine

baldige Abhilfe zu erwarten.

Verwaltung.
Weitere Resultate der Aussdiufiwahlen zu

den Ortskrankenkassen. In Stuttgart werden die

freien Gewerkschaften durch 13, die übrigen
durch 3 Mitglieder im Ausschuß vertreten sein.

In Neumarkt I. Schi, siegte bei den Arbeitnehmern

eine gewerkschaftlich-hirschdunckersche Kompro¬
mißliste. In Solingen erhielten die Listen der

freien Gewerkschaften 33 Vertreter, die der ver¬

einigten Gegner 7 Vertreter. In Wald erhielten

die Listen der freien Gewerkschaften 36 Vertreter,
die übrigen 4 Vertreter. In Höhscheid fielen auf

die Liste der freien Gewerkschaften 37 Vertreter,
auf die der Gegner 3 Vertreter. In Grafrath er¬

hielten die Listen der freien Gewerkschaften

24 Vertreter, die bürgerlich-nationalen 6 Vertreter.

In Opladen erhielt die Liste der freien Gewerk¬

schaften 13 Vertreter, die vereinigten Gegner
17 Vertreter. In Straßburg i. Eis. erhielt die Liste

des Gewerkschaftskartells 42 Vertreter, die Liste

des Militärarbeiterverbandes 2, und die Liste der

christlichen Gewerkschaften 15 Vertreter. In

Chemnitz erhielt die Liste der freien Gewerkschaften

33, die Liste der Nationalen 7 Ausschußmitglieder.
In Aachen erhielten die freien Gewerkschaften

13 Vertreter, die christliche Gewerkschaftsliste 36,
die Hirsch-Dunckerschen 1 Vertreter. In Bierstadt

dürften die Gewerkschaften 22 und die Gemeinde-

und Kassenverbände 26 Mitglieder in den Aus¬

schuß entsenden. In Bochum wurden 11 Vertreter

der christlich-nationalen Arbeiter, 4 Vertreter der

freien Gewerkschaften und 5 Vertreter der Sonder¬

listen gewählt. In Eilenburg erhielt die Liste des

Gewerkschaftskartells 1549 und die Gegner 125

Stimmen. In Gelsenkirchen erhielt die Liste der

Christlich-Nationalen 44, die der freien Gewerk¬

schaften 10 Vertreter. In Glatz erhielten die

katholischen Arbeitervereine 7 Vertreter, die

freien Gewerkschaften 5. In Hagen erhielten die

Christlich-Nationalen 15, die freien Gewerkschaften

23 und die Hirsch-Dunckerschen 2 Vertreter. In

Hamborn wurden von der Liste der christlichen

und der freien Gewerkschaften je 15 Vertreter

gewählt. In Hildesheim vereinigen die Christlich-

Nationalen 697, die Liste der freien Gewerk¬

schaften 1474 Stimmen auf sich. In Landshut er¬

hielt die Liste der freien Gewerkschaften und

die der Nationalen je 10 Vertreter. In Leipzig er¬

hielt die Liste der kaufmännischen Gehilfinnen

1 Vertreter, die Liste des Gewerkschaftskartells

55 Vertreter, die Liste der nationalen Arbeiter

und Angestellten 4 Vertreter. In Lüdenscheid ent¬

fielen auf die Liste der freien Gewerkschaften

14 Sitze, die der Christlichen 2 und auf die Liste

der Liberalen 2 Sitze. In Merseburg erhielten die

Nichtgewerkschaftlichen 339 und die Liste der

freien Gewerkschaft 494 Stimmen. In Neiße ent¬

fielen auf die freien Gewerkschaften 203 Stimmen

md auf die Christlich-Nationalen 410 Stimmen.

!n Potsdam erhielten die freien Gewerkschaften 34,

die nationalen Arbeiter 16 Sitze. In Remscheid

wurden 52 Vertreter der freien Gewerkschaften

und 8 Vertreter der christlich-nationalen Arbeiter

gewählt. In Schönebeck erhielten die Liste des

Gewerkschaftskartells 22 Vertreter, die der

Nationalen 2 Vertreter. In Straubing fielen auf

die Liste des Gewerkschaftsvereins 7 Vertreter,
auf die Liste der Gegner 11 Vertreter. In Bisch¬

weiler entfielen auf die Liste der freien Gewerk¬

schaften 11, auf die Liste der Demokraten 4 und

auf die Liste der Christlichen 15 Sitze. Bei der

Ortskrankenkasse Landkreis Metz erhielten die

christlichen Gewerkschaften 10 Vertreter, die

Gelben 11 Vertreter, die freien Gewerkschaften

19 Vertreter. Bei der allgemeinen Ortskranken¬

kasse Frankfurt a. M. entfielen auf Liste I (Freie
Gewerkschaften) 51 Vertreter, auf Liste II (Christi.)
7 Vertreter und auf Liste III (von bürgerlichen
Frauen aufgestellt) 2 Vertreter. Bei der Orts¬

krankenkasse in Stuttgart erhielten die verbündeten

kaufmännischen Vereinigungen 28 Vertreter, die

freien Gewerkschaften (Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen, Transportarbeiter- und Bureau¬

angestellten-Verband) 12 Vertreter. In Flensburg
erhielten die freien Gewerkschaften 16 Vertreter,
die Christlichen 3 Vertreter und die Handlungs¬
gehilfen 1 Vertreter. In Hohenlimburg erhielten die

freien Gewerkschaften 16 Vertreter, während die

nationale Vorschlagsliste 8 Vertreter erhielt. In

Pirmasens brachten die Ortskrankenkassenwahlen

für die freien Gewerkschaften in der Gruppe
Berufsarbeiter 25 Vertreter, in der Gruppe Land-

und Heimarbeiter 7 Vertreter. Die christlich¬

nationale Liste erhielt in der Gruppe Berufs¬

arbeiter 13 Vertreter, in der Gruppe Land- und

Heimarbeiter 5 Vertreter. In Flöha erhielt die

Liste der freien Gewerkschaften 16, die der

Nationalen 4 Vertreter. In Konstanz entfielen auf

die Liste der freien Gewerkschaften 32, die der

Christlichen 28 Vertreter. In Singen erhielten die

freien Gewerkschaften 26, die Christlichen 14 Ver¬

treter. In Lahr entfielen auf die Liste der freien

Gewerkschaften 11, die der Christlichen 8 und

die der Demokraten 1 Vertreter. Für die Orts¬

krankenkasse Bayreuth-Land erhielten die freien

Gewerkschaften und die Christlichen je 8 Ver¬

treter. In Kronach kommen auf die freien Gewerk¬

schaften 26, die Christlichen 12 und die Liberalen

2 Vertreter. In Mülhausen i. Eis. erhielten die freien

Gewerkschaften 35, die Christlichen 20 und eine

freie Liste 5 Vertreter. In Schlettstadt-Barr erhielten

die freien Gewerkschaften 30, die Christlichen

ebenfalls 30 Vertreter. In Colmar i. E. kommen auf

die freie gewerkschaftliche Liste 40, auf die

Christlichen 20 Vertreter. In Saarburg kommen

35 Vertreter auf die christlichen und 15 Vertreter

auf die freien Gewerkschaften. In Göppingen er¬

hielten die freien Gewerkschaften 33, die Nationalen

17 Vertreter. In Löbau lag nur die Liste der freien
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Gewerkschaften vor. In Ludwigsburg erhielten die

freien Gewerkschaften 33, die Christlichen 7 Ver¬

treter. In Hagenau i. E. entfielen auf die Christ¬

lichen 46, auf die freien Gewerkschaften 33 und

auf eine andere freie Liste 11 Vertreter. In

Bayreuth-Stadt entfielen auf die freien Gewerk¬

schaften 15, auf die Christlichen 5 Vertreter. Bei

der Ortskrankenkasse Braunschweig erhielten die

freien Gewerkschaften 54, die Gelben 6 Vertreter.

In Duisburg erhielten die Cristlichen 28, die freien

Gewerkschaften 22 Vertreter. In Hanau kommen

auf die freien Gewerkschaften 54, auf die Christ¬

lichen 6 Vertreter. In Lahr i. B. erhielt die Liste

der freien Gewerkschaften 14, die der Christlich-

Nationalen 25 Vertreter, sowie 1 Vertreter die

demokratische Liste. In Essen erhielt die Liste

der Christlich-Nationalen 28, die freien Gewerk¬

schaften 27, die Gelben 4 und die Hirsch-Duncker¬

schen 1 Vertreter. In Freiburg i. B. wurden 27 Ver¬

treter der freien Gewerkschaften und 33 Vertreter

der christlichen Gewerkschaften gewählt. In

München erhielten die freien Gewerkschaften

52 382 Stimmen, die christlichen Gewerkschaften

31 361 Stimmen.

Die Organisation der Krankenkassen in
Preußen. Nach einer Übersicht, die der preußische
Handelsminister im Ministerialblatt vom 14. No¬
vember 1913 veröffentlicht, werden vom 1. Januar
1914 ab 491 neu errichtete und 833 ausgestaltete,
zusammen also 1324 allgemeine Ortskranken¬
kassen bestehen, ferner 410 Landkrankenkassen,
260 besondere Ortskrankenkassen, 3243 Betriebs¬
und 630 Innungskrankenkassen, zusammen 5867.
Demnach hat sich die Zahl der Ortskrankenkassen
um 1462, die der Betriebskrankenkassen um 1283,
die der Innungskrankenkassen um 1 vermindert.
Statt der 10 241 Kassen werden nur noch 5867
Kassen bestehen.

„Nationale Beamte" als Vertreter der Ver¬
trauensärzte. Die „nationalen" Kassenbeamten,
Ortsgruppe Leipzig, haben an die sächsische Re¬

gierung das Ersuchen gerichtet, die Vertrauens¬
ärzte bei den Ortskrankenkassen unter die Dienst¬

ordnung der Angestellten zu bringen. Die Absicht
ist ebenso dumm wie durchsichtig. Mit einer

plumpen natürlich wie immer denunziatorischen
— Begründung wird das Petitum unterstützt.

Nach Ansicht dieser Herrschaften sollen die
Vertrauensärzte den politischen Einflüssen der
Vorstände sowie der Mitglieder entzogen werden.
Daß ein solcher Einfluß besteht, wird nicht etwa

von den Ärzten empfunden noch behauptet, dazu
ist der gelbe Bund gerade gut genug.

Die Regierung befragte wegen der Sache das

Landesgesundheitsamt, welches dem sonderbaren

Verlangen die gebührende Abweisung erteilte.
Hierbei sei bemerkt: Wenn je eine Organisation
ihre eigenen Mitglieder schädigte, so geschieht
es durch diese gelbe Pflanze im vollsten Maße.
Man kann sich mit den schärfsten politischen
Gegnern verständigen und auf dem Wege der

Verhandlung auch diesen entgegenkommen; mit
einer Organisation aber, die als Waffe die schä

bigste Denunzation benutzt, kann man niemanden
zumuten. Sie hat damit zu rechnen, daß ihre

Eingaben in den Papierkorb wandern.

Die Gehälter der Angestellten werden nach wie
vor durch die Arbeitervertreter mit bestimmt,
das scheinen die Gelben gar nicht mehr zu

wissen. Arbeitervertreter geflissentlich zu denun¬

zieren, ist daher so dumm als möglich.

Vereinbarung mit den Ärzten für Unter¬
elsaß. Um eine Verständigung zwischen den
Ortskrankenkassen des Unterelsaß und den
Kassenärzten über die zum 1. Januar 1914 abzu¬
schließenden Verträge zu erzielen, fand am

23. November eine Besprechung im Ministerium
statt. Es waren sämtliche Ortskrankenkassen und
Ärztevereine des Bezirks mit Ausnahme von

Zabern vertreten, vermutlich weil die dortige
Ortskrankenkasse mit ihren Ärzten noch Ver¬

träge bis zum Mai 1915 abgeschlossen hat. Den

Beratungen lag ein von ärztlicher Seite auf¬

gestellter Entwurf eines Kassenarztvertrages zu¬

grunde, der paragraphenweise eingehend erörtert
wurde. Zu den längsten und lebhaftesten De¬
batten gab, wie zu erwarten war, die Festsetzung
der Pauschalsätze für die ärztliche Behandlung»
insbesondere die Bezahlung der Extraleistungen
einschließlich der Wegegelder Anlaß. Erheblichen

Schwierigkeiten begegnete ebenfalls die Frage
der Heranziehung von Spezialärzten und die

Bemessung des Zuschlags zu dem Pauschale bei
Kassen mit Familienhilfe.

Das Ergebnis der mühevollen Verhandlungen
war, daß die Pauschalbeträge, deren Normierung
anfangs scheitern zu wollen schien, auf 4,50 bis
5,50 Mk. für den Kopf und das Jahr steigend
vom 1. bis zum 5. Vertragsjahr und die Vergütung
für die sogenannten Extraleistungen einschließlich
der Entfernungsgebühren auf 1 Mk. bis 1,50 Mk.,
in den letzten beiden Jahren auf 1 Mk. bis 1,70 Mk.

festgesetzt wurden. Für die Kassen mit Familien¬
hilfe, die zunächst allerdings nur bei einer Kasse
in Betracht kommt, wurde ein Zuschlag zwischen

V* und 2/s des Pauschais vorgesehen.
Eine Verständigung zwischen Ärzten und

Krankenkassen für Oberelsaß kam in einer Instanz
am 9. November unter Mitwirkung des Oberver¬

sicherungsamts und unter Teilnahme eines Ver¬
treters der elsässischen Ärztevereine durch eine

Besprechung zwischen Vertretern der Ärztevereine
und der zukünftigen Allgemeinen Ortskranken¬
kasse im Bezirk Oberelsaß zustande.

Vertragsabschluß zwischen Ärzten und
Krankenkassen In Württemberg. Unter Mit¬

wirkung des Oberversicherungsamts ist zwischen
dem Verband der württembergischen Ärzte und
der Krankenkassen ein Vertrag auf fünf Jahre
zustande gekommen. Damit wäre in Württem¬

berg der Friede zwischen den Organisationen der
Ärzte und denen der Krankenkassen gesichert,
vorausgesetzt, daß der Leipziger Verband der
Ärzte durch seine terroristischen Maßnahmen
diesen Frieden nachträglich nicht wieder ver¬

nichtet.

Bekanntmachung des Reichskanzlers, be¬
treffend Übergangsbestimmungen zur Reichs

• Versicherungsordnung. Vom 21. November 1913.
(RGBl. S. 761, 1913.) Auf Grund des Artikel 100
des Einführungsgesetzes zur Reichsversicherungs¬
ordnung hat der Bundesrat folgendes bestimmt:

Soweit Wandergewerbscheine, die im Jahre
1914 Gültigkeit haben sollen, beantragt werden,
bevor die Bescheinigung nach § 461 Abs. 1 der

Reichsversicherungsordnung erteilt werden kann,
hat der Arbeitgeber eine Sicherheit für die auf
die Zeit nach dem 31. Dezember 1913 entfallenden

Beiträge zur Krankenversicherung im Betrage
von 24 Mk. für jeden in seinem Wandergewerb-
betriebe Beschäftigten, den er von Ort zu Ort
mit sich führen will, an die Polizeibehörde zu

zahlen, bei welcher der Wandergewerbschein be

antragt wird. Wird der Wandergewerbschein füi
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eine kürzere Zeit als für die Dauer eines Jahres
beantragt, so ist der Betrag der Sicherheit ent¬

sprechend zu ermäßigen.
Der Wandergewerbschein darf nur erteilt

werden, wenn die Sicherheit geleistet ist. Die
Polizeibehörde hat den gezahlten Betrag dem¬
nächst an die zuständige Krankenkasse abzu¬
führen, welche den Betrag auf die Krankenkassen¬
beiträge des Arbeitgebers verrechnet. Deckt die
Sicherheit nicht den Betrag der Beiträge, so ist
der fehlende Betrag von dem Arbeitgeber nach¬
träglich an die Kasse zu zahlen.

Diese Bestimmungen gelten entsprechend für
die Behörde, die nach § 62 der Gewerbeordnung
nachträglich die Erlaubnis zur Mitführung weiterer
Begleiter zu erteilen hat, solange der Wander¬
gewerbschein die Angabe über Grundlohn und
Wochenbeitrag nicht enthält.

Erlaß des preußischen Ministers für Handel
und Gewerbe, betreffend Anmeldung der Ver¬
sicherungspflichtigen. Vom 14. November 1913.
(HMB1. S. 609.)

Mit dem 1. Januar 1914 wird mit dem Inkraft¬
treten des zweiten Buches der RVO. der Kreis
der Versicherten wesentlich erweitert. Die zur

Mitgliedschaft bei einer Orts-, Land- oder Innungs¬
krankenkasse Verpflichteten müssen von dem
Arbeitgeber bei der dafür bestimmten Stelle, und
zwar bei der etwa auf Grund des § 319 a. a. O.
errichteten gemeinsamen Meldestelle, sonst bei
der durch die Kassensatzung bestimmten Stelle,
rechtzeitig gemeldet werden (§ 317 a. a. O.). Diese
Meldepflicht haben auch die Gewerbetreibenden
für sich selbst und ihre hausgewerblich Beschäf¬
tigten (§ 468 a. a. 0.). Wer der Meldepflicht nicht
nachkommt, macht sich nach § 530 a. a. O. strafbar.

Da mit dem 1. Januar 1914 auch zugleich eine
völlig neue Organisation der Krankenkassen ins
Leben tritt, werden die zur Meldung Verpflichteten
vielfach zweifelhaft sein, ob, bei welcher Kranken¬
kasse und an welcher Meldestelle die Anmeldung
zu geschehen hat. Auch ist anzunehmen, daß
Arbeitgeber solcher Personen, die bisher nach
dem Krankenversicherungsgesetze nicht ver¬

sicherungspflichtig waren, über die neue Sachlage
nicht oder doch nicht ausreichend unterrichtet
sind oder daß sie deshalb der Meldepflicht nicht
genügen werden. Um den für die beteiligten
Arbeitgeber hieraus erwachsenden Schwierigkeiten
zu begegnen und einen ordnungsmäßigen Über¬
gang in das neue Versicherungsgesetz zu sichern,
erscheint es notwendig, daß die beteiligten Kreise
durch die Versicherungsämter und die Gemeinde¬
vorstände in geeignet erscheinender Weise, ins¬
besondere durch die Presse, durch öffentlichen
Anschlag oder sonst in ortsüblicher Weise, über
die Zuständigkeit der Krankenkasse und über ihre
Meldepflicht aufgeklärt werden.

Ich ersuche, die Versicherungsämter und Ge¬
meindevorstände des dortigen Verwaltungsbezirks
hiernach mit Weisung zu versehen.

Erlaß des preußischen Handels- u. Landwirt¬
schaftsministers und des Ministers des Innern,
betreffend AusfQhrung des § 370 RVO. Vom
2. Dezember 1913 (Reichsanzeiger vom 3. Dezember
1913). Nach den Beschlüssen des am 26. Oktober
d. J. hier abgehaltenen Ärztetags und angesichts
der Stellung, welche die Krankenkassenverbände
dazu genommen haben, muß damit gerechnet
werden, daß es an vielen Orten nicht gelingen
wird, die demnächstige ärztliche Versorgung der
Kassenmitglieder durch schriftliche Verträge mit
einer ausreichenden Anzahl von Ärzten sicher¬

zustellen. Es ist daher zu erwarten, daß zahlreiche
Krankenkassen beantragen werden, sie nach
§ 370 RVO. zu ermächtigen, statt der Kranken¬
pflege oder sonst erforderlichen ärztlichen Be¬
handlung eine Barleistung zu gewähren.

Über die bei der Ausführung des § 370 a. a. O.
zu beachtenden Grundsätze hat unter dem Vorsitz
des Herrn Staatssekretärs des Innern eine Be¬
ratung von Vertretern der Bundesregierungen
stattgefunden, in der folgendes vereinbart
worden ist:

„I. Voraussetzung für den Ersatz der Natural¬
leistungen der Kasse an Krankenfürsorge durch
ein erhöhtes Krankengeld ist eine ernstliche Ge¬
fährdung der ärztlichen Versorgung dadurch, daß
die Kasse keinen Vertrag zu angemessenen Be¬
dingungen mit einer ausreichenden Zahl von
Ärzten schließen kann. Daher kann der Kasse
die Ermächtigung aus § 370 nur erteilt werden,
wenn die Gefährdung der ärztlichen Versorgung
im Verhalten der Ärzte ihren Grund hat. Liegt
der Grund in dem Verhalten der Kasse, so ist
die Ermächtigung zu versagen. Dabei ist grund¬
sätzlich daran festzuhalten, daß § 370 nicht dazu
bestimmt ist, in den Streit zwischen Ärzten und
Kassen über das Arztsystem zugunsten der einen
oder anderen Partei einzugreifen, sondern die
ärztliche Versorgung der Kassenmitglieder für
die Dauer eines vertragslosen Zustandes sicher¬
zustellen.

II. Das Oberversicherungsamt darf nicht von

Amtswegen, sondern nur auf Antrag der Kasse
eingreifen.

Bei Regelung der Angelegenheit wird nach
den bisherigen Erfahrungen eine Vermittelung
der Versicherungsämter in manchen Fällen zweck¬
mäßig sein.

III. Die auf Grund der Ermächtigung gewährte
Barleistung bietet den Ersatz für die Kranken¬
pflege, die nach § 182 Nr. 1 RVO. ärztliche Be¬
handlung und Versorgung mit Arznei sowie
Brillen, Bruchbändern und kleineren Heilmitteln
umfaßt, und für die sonst erforderliche ärztliche
Behandlung (ärztliche Geburtshilfe, ärztliche
Schwangerenhilfe, ärztliche Hilfe an die Familien¬
angehörigen, soweit sie satzungsmäßig zu ge¬
währen sind).

Den Krankenkassen bleibt im Bedarfsfalle
zur Herstellung des Gleichgewichtes zwischen
Einnahmen und Ausgaben der Weg offen, durch
ihre Satzungen etwaige Mehrleistungen, insbe¬
sondere die Familienhilfe, abzuschaffen oder ein¬
zuschränken oder die Beiträge zu erhöhen.

IV. Die Höhe der Barleistung geht bis zu
2

.*

des Durchschnittsbetrages des gesetzlichen
Krankengeldes der Kasse.

Das gesetzliche Krankengeld beträgt die
Hälfte des Grundlohnes (§ 182 Nr. 2 RVO.).

Der Durchschnittsbetrag ist in der Weise zu

ermitteln, daß die Zahlen der in jeder Lohnstufe
oder Klasse vorhandenen Versicherten mit den
Grundlöhnen vervielfältigt, diese Summen zu¬

sammengezählt und durch die Gesamtzahl der
Versicherten geteilt werden. Ist als Grundlohn
der wirkliche Arbeitsverdienst festgesetzt, so
sind die Grundlöhne aller Versicherten zusammen¬

zuzählen, und ihre Summe ist durch die Anzahl
der Versicherten zu teilen.

Es ist jedoch auch eine summarische Berech¬
nung des durchschnittlichen Grundlohns etwa in
folgender Weise zulässig: Hat eine Kasse 4 Klassen
Versicherter mit 1,50 Mk., 2,50 Mk., 3,50 Mk. und
4,50 Mk. Grundlohn, so würde der Durchschnitt
des Grundlohns IS

•. 3 Mk. betrafen. Das
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gesetzliche Krankengeld würde hiernach 1,50 Mk.
und der Höchstbetrag der Barleistung nach

§ 370 RVO. 1 Mk. für den Arbeitstag betragen.
Grundsätzlich soll die Barleistung den tat¬

sächlich von dem Versicherten für Heilbehandlung
und Heilmittel gezahlten oder zu zahlenden

Betrag nicht übersteigen.
Es bleibt den Kassen überlassen, wie sie

sich die Überzeugung davon verschaffen, welchen

Betrag der Versicherte tatsächlich aufge¬
wendet hat.

V. Das Oberversicherungsamt kann die Er¬

mächtigung auch auf Teile des Be~:rks einer
Kasse beschränken, falls die Kasse für die übrigen
Teile ihres Bezirks mit den Ärzten einig ge¬
worden ist.

VI. Der Kasse bleibt überlassen, wie weit
sie Krankenpflege usw. in natura gewähren will.
Ein Rechtsanspruch auf die Barleistung besteht
nur, soweit die Kasse keine Krankenpflege usw.

gewährt.
VII. Soweit die Kasse nicht durch eigene

Ärzte oder Errichtung einer Art Poliklinik die
erforderlichen Bescheinigungen erhält, können
Bescheinigungen von Kassenkontrolleuren, Ge¬
meinde- und Gutsvorstehern, Arbeitgebern,
Hebammen, Schwestern oder anderen Personen
von hinreichender Zuverlässigkeit und Sachkunde,
endlich Augenschein des Kassenvorstands in

Frage kommen. Schließlich bleibt bei Streit Ver¬
nehmung des Arztes als Zeugen oder Sachver¬
ständigen vor Versicherungsamt oder Gericht."

Hierzu bemerken wir noch folgendes:
1. Wie ich, der mitunterzeichnete Minister

für Handel und Gewerbe, bereits in dem Erlasse
vom 10. v. M. — III. 9426 — ausgesprochen habe,
dürfen die Krankenkassen nicht durch Versagen
der Ermächtigung nach § 370 RVO. zur Annahme
eines bestimmten Arztsystems genötigt werden,
es sei denn, daß eine Kasse ohne Not die Ge¬
legenheit der Vertragserneuerung dazu benutzen
will, ein Arztsystem zu beseitigen, das schon bis¬
her für denselben Kassenbezirk mit Zustimmung
der Beteiligten und zu ihrer Zufriedenheit be¬
standen hat, und von dem bei im wesentlichen
gleichbleibenden Voraussetzungen angenommen
werden kann, daß es auch künftig befriedigend
wirken werde.

Auch dürfen die Kassen nicht auf dem ange¬
gebenen Wege gezwungen werden, sich dem
Spruche eines Schiedsgerichts zu unterwerfen,
das über das Arztsystem bindend entscheiden soll.

Bei den Entscheidungen nach § 370 RVO.
wird sodann der Anspruch der Kassen als be¬

rechtigt anzuerkennen sein, die Arzt vertrage i:
ihren wesentlichen Bestimmungen mit dei;
einzelnen Ärzten abzuschließen, ohne daß di-
ärztliche Organisation als Vertragspartei mit
wirkt.

Wenn die Ärzte den Abschluß individuelle)
Verträge verweigern, ist hierdurch d

. Voraus
setzung der Anwendung des § 370 RVO. ohnt-
weiteres erfüllt. Sofern indes nach den im
einzelnen Falle vorliegenden Verhältnissen mit
Bestimmtheit angenommen werden darf, daC
Ärzte in ausreichender Anzahl auch ohne Ab¬
schluß schriftlicher Verträge die Krankenbehand¬
lung tatsächlich zu angemessenen Bedingungen
besorgen werden, empfiehlt es sich, trotz de^
Mangels schriftlicher Verträge (§ 368 RVO.) einst¬
weilen nicht einzugreifen, auch die Kasse zur
Zurücknahme eines etwa nach § 370 RVO. ge¬
stellten Antrags zu veranlassen. Selbstverständ¬
lich kann es sich dabei nur um Duldung eines
vorübergehenden, den formalen Anforderungen
des Gesetzes nicht entsprechenden, tatsächlich
aber befriedigenden Zustandes handeln.

Die Ausübung eines Zwanges auf die Kassen
erscheint ferner im allgemeinen nicht zulässig
hinsichtlich der Honorierung der ärztlichen Einzel¬
leistungen und der verschiedenen Bemessung
der Honorare nach Gruppen der Kassenmit¬
glieder.

2. Die Erteilung der Ermächtigung nach
§ 370 RVO. soll nicht allgemein an die Bedingung
geknüpft werden, daß die Kasse zunächst ihre
etwaigen Mehrleistungen mindert oder beseitigt,
um hierdurch die finanzielle Leistungsfähigkeit
zur Befriedigung erhöhter Honorarforderungen
der Ärzte zu erwerben. Es können indes im
einzelnen Falle die Verhältnisse so liegen, daß
der Kasse eine Erhöhung der Beiträge — oder
im Falle ihrer Verweigerung eine Minderung der
Mehrleistungen — zugemutet werden kann, wenn
diese Maßnahme notwendig ist, um an sich ange¬
messenen Honorarforderungen der Ärzte genügen
zu können.

Das gleiche gilt hinsichtlich der Beschränknng
der den freiwillig Beigetretenen zu gewährenden
Kassenleistungen auf das Krankengeld (§ 215 RVO.).

3. Die Ermächtigung nach § 370 RVO. ist
nur insoweit auszusprechen, als eine Kasse die
Krankenpflege nicht in Natur zu leisten vermag.

4. Bei Erteilung der Ermächtigung sind in
der Regel auch die im § 370 Abs. 2 Ziffer 2—4
vorgesehenen Bestimmungen zu treffen.

5. Auf Zahnärzte bezieht sich § 370 RVO.
nicht (§ 364 a. a. O.).

Rechtsprechung.
Die örtliche Zuständigkeit der Kasse richtet

sich nach der Oberwiegenden Beschäftigung.
(Entscheidung des Versicherungsamts Hamburg
vom 6. Oktober 1913.)

In der Rechtsprechung und Literatur herrscht
Übereinstimmung darüber, daß eine Doppelver¬
sicherung derselben Person bei mehreren Orts¬
krankenkassen ausgeschlossen ist. Hahn vertritt
in seinem Kommentar zum Krankenversicherungs¬
gesetz (VI. Auflage S. 143) die Auffassung, daß
durch die zuerst tatsächlich ausgeübte Be¬
schäftigung das Versicherungsverhältnis bei der
dafür zuständigen Kasse perfekt wird, so daß
die später eingetretene weitere Beschäftigung
auf die Kassenzugehörigkeit ohne Einfluß ist.
Das preußische Oberverwaltungsgericht hält da¬
gegen in seiner Entscheidung vom 5. Dezember

1907 (Arbeiterversorgung 1908 S. 170) die Haupt¬
beschäftigung für maßgebend.

Der letzteren Auffassung wird hier bei-
getre* m. Die zurzeit allerdings noch nicht
geltende Bestimmung des § 309 RVO. schreibt
vor: „In welche Kasse Versicherte gehören,
die gleichzeitig in verschiedenen versicherungs¬
pflichtigen Arbeitsverhältnissen stehen, richtet
sich nach ihrer überwiegenden Beschäftigung
Im Zweifel entscheidet das Arbeitsverhältnis, in
das sie zuerst eingetreten sind." Die Reichs
Versicherungsordnung ist also der von Hahn ver¬
tretenen Auffassung nicht gefolgt, sie läßt viel¬
mehr diesen Grundsatz nur im Zweifel zu, d. h.
in dem Falle, wenn ein Überwiegen der einen
Beschäftigung über die andere nicht festgestelli
werden kann. Als überwiegende Beschäftigung
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iiuß diejenige angesehen werden, die nach ihrer

Art, Zeitdauer und Entlohnung für den Ver¬

sicherten die größere Bedeutung hat.
Nach dem mehrerwähnten Vernehmungs-

,>rotokoll vom 18. Februar d. J., dessen tatsäch¬

liche Angaben die Kasse nicht in Zweifel gezogen
hat, ist aber die Tätigkeit des G. hauptsächlich
in H. in Anspruch genommen worden. Die Be¬

schäftigung hier bei Gi. fällt, wie der Kläger zu¬

treffend hervorhebt, in die allgemeine tägliche
Hauptarbeitszeit, während die Tätigkeit in der

..Flora" in A. abends und nachts ohne Zweifel

den Charakter einer Nebenbeschäftigung hat.

Letzteres gilt nicht nur für G., sondern auch für

die in gleicher Art beschäftigten Personen, welche

am Tage in ihrem Handwerk oder in einem

anderen Beruf tätig sind. Auch G. selbst ist der

Ansicht, daß seine Hauptbeschäftigung seinerzeit

bei Gi. stattfand und die Tätigkeit in der „Flora"
schon vorher als Nebenbeschäftigung anzusehen

war. Auf Grund seiner überwiegenden Be¬

schäftigung in H. — die als erwiesen angesehen
wird — gehörte G. der Ortskrankenkasse hier-

selbst als versicherungspflichtiges Mitglied an.

Seine Erkrankung trat während dieser Be¬

schäftigung ein und Beklagte hat daher dem

Kläger für dessen Aufwendungen Ersatz zu leisten.

Da die tatsächlichen Aufwendungen des

Klägers auch bei richtiger Berechnung des durch¬

schnittlichen Tagelohns geringer sind als die

satzungsmäßigen Leistungen der Ortskranken¬

kasse, ist letztere demgemäß nach dem Klage¬
antrage zu verurteilen.

Gewerbebetrieb oder Wohlfahrtseinrichtung?
Ein interessanter Rechtsstreit wurde vom säch¬

sischen Oberverwaltungsgericht entschieden. Der

ehemalige Krankenpfleger G. hatte im Herbst 1909

längere Zeit im Stadtkrankenhaus zu Chemnitz

behandelt werden müssen. Die Kosten hatte der

Ortsarmenverband Chemnitz getragen, der aber

von der Ortskrankenkasse Chemnitz teilweise

Erstattung des Aufwandes forderte. G. hatte

nämlich erklärt, er sei vor seiner Aufnahme in

das Krankenhaus im Chemnitzer Männerheim der

Heilsarmee beschäftigt gewesen, und zwar als

Heim-Sergeant, Pfleger und Aufsichtsperson. Dies

hätte seine KrankenVersicherungspflicht begründet.
Die Kasse lehnte die Erstattung ab, weil die in

der Heilsarmee angestellten Personen nicht ver¬

sichert seien und überdies die Krankenversiche¬

rungspflicht bei der eigenartigen Institution, wie

es die Heilsarmee nun einmal sei, höchst zweifel¬

haft wäre. Die Heilsarmee versicherte, daß G.

kein Angestellter gewesen wäre, sondern nur

Insasse des Männerheims. In dieses Heim würden

Obdachlose von der Straße aufgenommen, und

der Stadtrat könne nun wirklich nicht verlangen,
daß im Erkrankungsfall die Heilsarmee noch die

Kurkosten trage. Ganz besonders legte die Heils¬

armee dagegen Verwahrung ein, daß der vom

Männerverein betriebene Holzverkauf ein auf Ge¬

winn abzielendes Unternehmen und infolgedessen
als Gewerbebetrieb anzusprechen sei. Das Chem¬

nitzer Heim habe noch keinen Überschuß erzielt,
sondern stets mit Defizit gearbeitet und Zuschuß

erfordert. Die Kreishauptmannschaft verkannte

zwar nicht die idealen, religiösen und humanitären

Bestrebungen des Männerheims, war aber gleich¬
wohl der Überzeugung, daß es sich bei dem Holz¬

verkauf um einen Gewerbebetrieb handele und

daß die hierbei beschäftigten Personen als Lohn¬

arbeiter anzusprechen seien, die der Kranken¬

versicherungspflicht unterlägen. Die Kasse wurde

deshalb zur Zahlung verurteilt.

Auf ihre Berufung traf das Oberverwaltungs¬

gericht folgende Feststellungen, die sich aller¬

dings meist auf das Zeugnis des Leiters des
Männerheims gründen: Das Männerheim in Chem¬
nitz wurde Anfang 1909 eingerichtet, um, wie es

in § 1 der Hausordnung heißt, arbeits- und mittel¬
losen Männern jeder Konfession und Nationalität

Obdach, Beschäftigung und Hilfe zu gewähren.
Demgemäß hat auch G. freie Wohnung und Kost
sowie Beschäftigung erhalten. Diese bestand in

Holzzerkleinern, Hausarbeiten, Gartenarbeiten
außerhalb des Hauses, Holzausfahren und in den

letzten Monaten vor seiner Aufnahme ins Kranken¬
haus mit Sammeln von Bestellungen in der Stadt
auf Holz aus dem Männerheim. Für jeden Dock

Holz, der infolge solcher Bestellung verkauft

wurde, bekam G., gleich den anderen Heiminsassen,
die Holzbestellungen brachten, eine sogenannte
Provision von 5 Pf.

Zu den ständigen Einrichtungen des Heims

gehört es, daß jeder Heiminsasse aus pädagogischen
Gründen ein Taschengeld erhält, dessen Hingabe
und Betrag völlig dem freien Ermessen des Leiters
des Männerheims anheimgestellt ist. Dieser richtet
sich dabei nach den augenblicklichen persönlichen
Bedürfnissen und dem Verhalten der betreffenden
Insassen. (!) Wenn das erstemal „Taschengeld"
gewährt wird, so geschieht dies unter dem aus¬

drücklichen Hinweis, daß das Taschengeld nur

als Geschenk (?) gewährt und daß es innebehalten
werden würde, wenn der Insasse sich betrinken
oder sonst schlecht führen sollte. Die Höhe des

Taschengeldes beläuft sich in der Regel auf 50 Pf.
bis 1 Mk. wöchentlich. Wenn es ausgezahlt wird, er¬

folgt grundsätzlich nie Auszahlung der vollen Sum¬

me, sondern es wird stets ein Teil zurückbehalten.
Das Oberverwaltungsgericht hat das ange¬

fochtene Urteil aufgehoben und den Ortsarmen¬
verband mit seinem Klageanspruch kostenpflichtig
abgewiesen. Begründend wird ausgeführt: Die

Streitfrage ist die, ob G. während seines Aufent¬

halts im Männerheim gegen Lohn beschäftigt
worden ist. Ist diese Frage zu verneinen, so

bedarf es eines Eingehens auf die Frage, ob

sich der im Männerheim betriebene Holzhandel

der Heilsarmee als ein Gewerbebetrieb im Sinne

von § 1 Abs. 1 des Krankenversicherungsgesetzes
oder als Wohlfahrtseinrichtung charakterisiert,
überhaupt nicht. Nach Ansicht des Senats handelt

es sich bei der Provision bloß um Taschengeld
und nicht um Lohn. Auch die Naturalbezüge
seien nur freiwillige Unterstützungen, die ohne

irgendwelche Rücksicht auf die Art der Be¬

schäftigung und der jeweiligen Leistungsfähig¬
keit der betreffenden Heiminsassen gewährt
worden seien, also auch dem G., um ihn aus der

Notlage, in der er sich befand, herauszuhelfen
und ihn durch angemessene erzieherische Ein¬

wirkung wieder auf eigene Füße zu stellen und

zu einem sittlich tüchtigen und selbständigen
Menschen zu machen. Nach alledem sei die

Krankenversicherungspflicht dieser Leute zu ver¬

neinen, womit auch der Klageanspruch falle.
Zu § 54 a des Krankenversicherungsgesetzes.

Die Mitgliedschaft des Klägers bei der Kasse

kann nicht etwa deshalb als fortdauernd bis zum
9. Februar 1912 angesehen werden, weil er erst

an diesem Tage die Mitteilung von der Kasse

erhielt, daß er am 4. Februar 1912 als gesund
aus der ärztlichen Behandlung entlassen worden

sei. Entscheidend ist, daß der Kläger vom

4. Februar 1912 ab zum Bezug von Kranken¬

unterstützung nicht mehr berechtigt war; mit

diesem Tage endigte daher die Fortdauer der

Mitgliedschaft aus § 54a KVG. (Entsch. des Bad.

Verwaltungsgerichtshofs vom 26. November 1912.)
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Keine Pflicht der Berufsgenossenschaft zur

Erstattung der Kosten fflr Wiederherstellung
eines beim Betriebe beschädigten künstlichen

Gebisses. (Rekursentscheidung d.RVA. v. 12.7.13.)
Dem Kläger ist, als er im Sägewerk arbeitete,

ein Stück Holz ins Gesicht geflogen, wodurch

das künstliche Gebiß, das er trug, zerstört wurde.

Eine blutige Wunde im Gesicht, die er außerdem

davontrug, heilte alsbald folgenlos. Die Berufs¬

genossenschaft und das Schiedsgericht haben den

Anspruch des Klägers auf Erstattung der Kosten

für das zerstörte Gebiß mit Recht abgewiesen
Nach dem Gesetz haften die Berufsgenossen¬
schaften nur für solche Unfälle, wodurch über

die dreizehnte Woche nach Eintritt des Unfalls

hinaus die körperliche oder geistige Gesundheit

einer Person geschädigt wird (zu vergl. Handb.

der Unfallvers. Bd. I Anm. 26 zu § 1 und Anm. 1

zu § 8 GUVG.). Auf andere Beschädigungen, die

ein Arbeiter bei dem Betriebe erleidet, erstreckt

sich die Unfallversicherung nicht. Dies ergibt
sich auch daraus, daß das Gesetz nur für die Fälle

der „Verletzung", das ist der Körperverletzung,
einschließlich der Schädigung der geistigen Ge¬

sundheit und der Tötung, einen Schadenersatz

zubilligt und demgemäß die Art der Entschädigung
dahin regelt, daß freie ärztliche Behandlung,
Arznei- und sonstige Heilmittel, gewisse die

Folgen der Verletzung erleichternde Hilfsmittel

und im gegebenen Falle eine Rente zu gewähren
sind (§ 9 Abs. 1 und 2 GUVG., § 558 RVO.).
Einen weiteren Schadenersatz, insbesondere den

Ersatz eines Sachschadens, kennt das Gesetz

nicht. Im vorliegenden Falle handelt es sich aber

nicht um einen Schaden, der dem Körper des

Klägers zugefügt worden ist, sondern ausschließ¬

lich um die Beschädigung einer nicht zum Körper
gehörenden Sache, nämlich des künstlichen Ge¬

bisses, das auch nicht, wie der Kläger meint, um

deswillen als Teil des menschlichen Körpers an¬

zusehen ist, weil es ohne die Zugehörigkeit zu

einem solchen den Zweck seines Daseins über¬

haupt verlieren würde. Ein Anspruch auf Ersatz

des zerbrochenen künstlichen Gebisses steht dem

Kläger sonach nicht zu.

Haftpflicht des Fabrikbesitzers gegenüber
der Berufsgenossenschaft. Nach § 136 des Ge¬

werbeunfallversicherungsgesetzes kann die Be¬

rufsgenossenschaft Ersatz der ihr aus einem

Betriebsunfall erwachsenen Aufwendungen an

den verunglückten Arbeiter von dem Unter¬

nehmer, in dessen Betrieb der Unfall sich er¬

eignet hat, verlangen, wenn der Unternehmer

den Unfall durch Fahrlässigkeit mit Außeracht¬

lassung derjenigen Aufmerksamkeit, zu der er

vermöge seines Berufes oder Gewerbes besonders

verpflichtet ist, herbeigeführt hat. Die Gerichte

pflegen eine solche zum Schadenersatz ver¬

pflichtende Fahrlässigkeit stets dann anzunehmen,
wenn die von derBerufsgemssenschaft erlassenen

Unfallverhütungsvorschriften nicht befolgt, wenn

insbesondere entgegen der Anordnung der Ge¬

nossenschaft Schutzeinrichtungen an gefährlichen
Maschinen nicht angebracht worden sind. Auch

wenn die Maschine nur bei außergewöhnlichen
Arbeiten infolge besonderer Umstellung ihres
Triebwerkes gefährlich werden kann, müssen

Schutzvorrichtungen angebracht werden. Der

Unternehmer kann sich auch nicht damit ent¬

schuldigen, daß er sich um den technischen
Betrieb nicht gekümmert und den Mangel der

Schutzeinrichtung nicht erkannt habe. In diesem

Sinne hat das Reichsgericht den folgenden Rechts¬

streit entschieden: In der Fabrik A. & P. in Pader¬
born ist der 15 jährige Lehrling E. in die Zahn¬

räder einer Drehbank geraten und hat sich dadurch
den einen Arm erheblich verletzt. Im gewöhn¬
lichen Betrieb ist die Drehbank nicht gefährlich,
da die Zahnräder sich dann nach außen vonein¬

ander wegdrehen. Bei besonderen Arbeiten,
wenn der Stahl der Maschine weniger scharf in

das abzuschleifende Material eindringen soll,
wird aber eine Kreuzung der Riemen vorge¬
nommen; dadurch können die Zahnräder einem

unvorsichtigen Manne leicht gefährlich werden,
weil sie sich dann anders drehen. Am Unfalls¬

tage während die Drehbank mit Riemenkreuzung
eingestellt war, ist der verunglückte Lehrling auf

die Maschine hinaufgestiegen und hat sich über

deren Brüstung gelehnt; infolge Unachtsamkeit

geriet er dabei mit einem Arm in das Triebwerk.

Die Maschinenbau- und Kleineisen-Industrie-Be-

rufsgenossenschaft in Düsseldorf zahlt dem Lehr¬

ling eine Unfallrente und verlangt nun Ersatz

dieser Aufwendungen von der Firma A. & P.,
weil die Maschine nicht mit einer Schutzvor¬

richtung versehen war.

Vom Landgericht Paderborn ist die Klage
abgewiesen worden. Dagegen hat das Ober¬

landesgericht Hamm die Beklagte dem Grunde

nach zum Ersatz des Schadens verurteilt, indem

es ausführt: Die Klägerin muß nachweisen, daß

die Beklagte fahrlässig und unter Außeracht¬

lassung derjenigen Aufmerksamkeit, zu der sie

vermöge ihres Gewerbes besonders verpflichtet
war, den Schaden verursacht hat. Diese Fahr¬

lässigkeit soll darin liegen, daß die Beklagte
nicht dafür Sorge getragen hat, daß die Zahn¬

räder der Drehbank mit einem Schutzblech um¬

kleidet waren. Die Anbringung einer solchen

Schutzeinrichtung war der Beklagten von der

Berufsgenossenschaft zur Pflicht gemacht, da die

Drehbank von allen Seiten frei zugängig war.

Die Unterlassung der Anbringung der Schutz¬

vorrichtung stellt sich als ein Verstoß gegen die

Unfallverhütungsvorschriften dar. Die Beklagte
hätte das Nichtvorhandensein des Schutzblechs

erkennen und sich sagen müssen, daß dadurch

eine Gefahr entstehen konnte. Richtig mag zwar

sein, daß eine Schutzeinrichtung nicht erforderlich

war, wenn die Maschine in der gewöhnlichen Art

eingestellt war. Indessen war bei einer Änderung
der Umdrehung durch Kreuzung der Riemen die

Maschine gefährlich. Diese Änderung ist nach

den Zeugenaussagen ungefähr wöchentlich einmal

vorgekommen. Es ist kaum anzunehmen, daß

die Inhaber der beklagten Firma, deren einer

fast täglich durch den Maschinenraum ging, nicht

wahrgenommen haben sollten, daß eine öftere

Kreuzung der Riemen erfolgte. Jedenfalls kann

ihnen die durch die veränderte Drehweise ent¬

stehende Gefahr nur durch grobe Fahrlässigkeit
unbekannt geblieben sein. Der Inhaber einer

Maschinenfabrik muß sich darum kümmern, ob

durch fehlende Schutzvorrichtungen an den

Maschinen eine Gefahr entsteht. Er darf sich in

dieser Beziehung nicht auf den Werkmeister ver¬

lassen; auch nicht darauf, daß der Gewerberat

keine Bemängelungen erhoben hat. Hätten die

Inhaber der Beklagten die Aufmerksamkeit, zu

der sie vermöge ihres Gewerbes besonders ver¬

pflichtet waren, beobachtet, so hätten sie die

Gefahr erkennen und für Abhilfe sorgen müssen. -

Das Reichsgericht hat dieses Urteil bestätigt und

die Revision der Beklagten zurückgewiesen.
(Aktenzeichen: VI. 230/13. — Urt. v. 6. Okt. 1913.)

Verantwortlich fttr Redaktion: H. Lehmann, Berlin. Verlag. C. Giebel, Berlin. Druck: A. Schliche & Cie., Berlin N24.



Allgemeiner Oeotccber

Verslchenings-Vereln a. 0.

Stattgart.

*ens-Unfall-

Haftpflielit-
Versicherung

Kapitalanlage 1918:95 Mill. Mark.

Janrespramle 1918: 84 Mill. Mark.

900000 Versicherungen.

Büttter, Bandag., künstl. Glieder

I Berlin, Badstraße 57.

Stellennachweise
1« Verbandes

befinden sich:

Zentralstellennachweis: Berlin,
Kaiser-Wilhelm-Straße 20.

Für Bezirk Königreich Sachsen:

Leipzig, Schenkendorfstraße 50.

Fflr Bezirk Ostpreußen: Franz

Krüger, Königsberg i. Pr., York-
straße 33. Telephon: 7360.

FürBezirkRheinland-Westfalen:

Essen - Rüttenscheid, Relling-
hauser Straße 142. Leiter: Ä.

Eckhardt
Fflr Bezirk Württemberg und

Hohenzollern: Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwabstr. 38b III.

Provinz Sachsen-Anhalt, Leiter:

W. Krone, Magdeburg, Hassel¬

bachstraße 2, IV.

Berlin, Leiter: A. Pattloch, Kaiser-
Wilhelm-Straße 20.

Breslau, Leiter: P. Kitzler, Bres¬

lau, Katzelohle 5/7.
Chemnitz, Leiter: Max Hofmann,
Sonnenstraße 66 ptr.

Dresden, Leiter: Max Schreiber,
A., Rosenstraße 92 I, Telephon-
Nebenanschluß 19596.

Eßlingen o. N., Leiter: Gustav

Weber, Obereßling. b. Rosenau.

Freiberg i. Sa., Leiter: Karl Lo¬

renz, Albertstr. 251.

Hamburg. Leiter: Fr. Latal,
Wendenstraße 51.

Königsberg i.Pr., Leiter: Rudolf

Kunze, Theaterstr. 1 (Justizrat
Cohn). Telephon: 1238.

Leipzig, Leiter: Hugo Brenke,
Schenkendorfstraße 50III, Tele¬

phon 20627.

Ludwigsburg, Leiter: Heinrich

Schöpp, Seestraße 65.

Nordbayern. Leiter: GeorgKöpp-
linger, Fürth (Bayern), Heim¬

gartenstraße 1.

Plauen i. V., Leiter: Max Rinn,
Chamissostraie 36II.

Stuttgart, Leiter: Paul Dau,
Schwabstraße 38 b III.

Ulm a. DM Leiter: Heinr. Geißel,
Gaisenbergstraße 27.

Zittau, Leiter: Julius Böhmer,
Friedlanderstr. 17, p.

Zum 1. Januar 1914 wird für die hiesige Land-

und allgemeine Ortskrankenkasse ein zur

selbstfindigen Bearbeitung von Krankenkassen¬
sachen befähigter ["•

Expedient
gesucht. Bewerber muß auf diesem Gebiete möglichst
bei einer größeren Krankenkasse oder bei einem Kreis¬

ausschuß, Magistrat usw. schon längere Zeit mit gutem
Erfolge tätig gewesen und auch sonst in jeder Hinsicht

zuverlässig sein. Gesuche mit Gehaltsanspruch, Lebens¬

lauf und Zeugnissen sind bis spätestens 20. Dezember er.

hierher einzureichen.

Seelow, den 28. November 1913.

Der Vorsitzende des Königlichen Versicherungsamts.
I.A.: Fürst, Regierungs-Assessor.

Allgemeine Ortskrankenkasse Barmen.

Zur selbständigen Führung der am 1. Januar 1914

einzurichtenden Umtausdistelie fQr Quittungskarten
suchen wir einen

tüchtigen Beamten.
i 509

Gehalt nach Tarif. Städteklasse I. Schriftliche Offerten

sind sofort an unsere Rendantur einzureichen.

allgemeine Ort»kranfcenka»se dar Stadt Minden.

Wir suchen zum 1. Januar 1914 einen tüchtigen

Kassenbeamten
welcher mit den Versicfaerungsgesetzen durchaus vertraut, im

Verwaltungsdienst der Krankenkasse erfahren und zur Vertretung
des Rendanten befähigt ist. Anfangsgehalt bis zu 1800 Mk., End¬

gehalt nach Übereinkunft. Militärfreie Bewerber wollen ihre Mel¬

dungen, denen Lebenslauf und Zeugnisabschriften beizufügen sind,
bis spätestens 20. Dezember 1913 an den Vorstand der Orts¬

krankenkasse 7 hierselbst einreichen.

Minden I. W., den 10. Dezember 1913.

Der Vorstand. I. A.: J. Kröncke.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse Coburg sucht

zum sofortigen Eintritt

2 jüngere Kassengehilfen.
Es kommen nur solche Bewerber in Frage, die mit der Sozial¬

gesetzgebung und dem Kassenwesen vertraut sind. Selbst¬

geschriebene Bewerbungen mit Zeugnisabschriften sind sofort an

den Kassenvorstand zu richten. Gehalt nach Übereinkunft.

Coburg, den 11. Dezember 1913. Der Vorstand.

Reinigungsinstitut »Königstadt«
Amt Königst. 11509 Robert Knäpel Amt Königst. 11509

Berlin NO 18, Langenbeckstr. 13

=== Spezialität: Bureaureinigung =====

Fensterreinigung, Wohnungen, Gescfafifts- und Fabrikgeblude.

Diese e Badewanne
im Vollbad verzinkt, starke, dauerhafte Aus¬

führung für Personenlänge
cm 160 170 180

ohne Gasheizung 20,— 22,— 25,— Mk.

mit Oasheizung 30,— 32,— 36,— Mk.

auch mit Spiritusheizung, kaufen Sie am

vorteilhaftesten direkt ab Fabriklager.

3 Monate Ziel. Mitgliedern 8°/o Rabatt.

Hellmuth Danssmann, Berlin S 42, Ritterstr. 88II.
Versand erfolgt verpackungsfrei und franko jeder deutschen Bahnstation.



fflil
in bester Verarbeitung unter Verwen¬

dung feinster Materialien und ange¬
messener Preisberechnung liefert die

G. m. b. H.

Dortmund

Spezialfahrik für krankenkasseiieinrichtungen

Langjährige Lieferantin großer Kassen I

510] Feinste Referenzen.

Optisches Institut

A. IMemöck«
Berlin H. ScbCnboaser Allee 136

Lieferant für Krankenkassen. [""

Masseur und Heilgehilfe

Karl Lindemann u. Frau
Meukfilln, MUnchenerStr.i

Ecke Berliner Strafte. f*7

Fflr sämtliche Krankenkassen.

Fritz Ron Sohn
Zahnkünstler

WrangelstraSe 88 *•

Telephon: Amt Moritzplatz 10308.

A.E.LANGE
Bandagist :: Optiker
Berlin, Brunnenstr.167
Lieferant sämtlicher Kranken-

sn nnd Krankfnhän(ier.[w

Brud)=Pollmann
«mpfltblt f«in Cager in

Brudjbanbagen, Ceibbinben, 6e-

rabcrjaltcrn.Sprihen.Suspenforien
ftwHt fimtl. nrtlfccl zur Krankenpflege.

eigene IDerkftatt.

Berlin n.54, Cotrjringcrftr.60
Ml« Brucbblnbtr mit «lafHfcDcn Platten,

angenehm unö meid) am KOrper.

Gegr.
1879.

0. Braekow, Optiker, Berlin

N., Friedrichstr. 130, a. d. Karlstraße.

SW.. Undenstr. 70, Nlbe Jerusalem. Kirch«

W. Martln-Lutber-Strafie 3.

K.o«t«nlo*e Augenuntertuchung.
kieferant almti. Krankenk«»»en.

Stoffe
In meinem Spezialgeschäft erhalten die Verbandsmitglieder
Stoffe für elegante Anzügr. Paletot«, Ulster, Hosen.

Westen in den neuesten Dessins und feinsten deutschen nnd
englischen Fabrikaten, weit nnter regulären Preise»,
Eer Cassa! — Schneider, die meine Stoffe, einschl. bester Zu-

iten, k ca. Mk. 28,- bis 30,- etc. tadellos verarbeiten, werden
auf Wunsch nachgewiesen. (¦¦

Deutsch-Englisches Tuchlager Walter Schulte
Schöneberg, Hauptstr. 148 i. Etage, am Kaiser-Wilhelm-Platz. ¦ Kein Laden. ¦

Trinkt Karawanen-Teel
Zu haben In allen Kolonlaiwarengeschäften.

' Verlangen Sie sofort Offerten. —=-—

Tee-importhaus des fernen Ostens »Karawane«
Tel.: Norden 10641 • Berlin N 24 - Tel.: Norden 10641

Dia verehrten Mitglieder erhalten 10% Rabatt.

Branerei Wilhelmstadt, Metzerstrafie 17
empfiehlt pt. Welfibler, 30 Fl. 2,25 Mk., Caramell-Malzbier, 30 Fl.

2,50 Mk., Sani-Brause, vorzügliches Tafelgetränk, 30 Fl. 2,50 Mk.

====== Zum SalbatabfOllen: -

pa. Welfibler, ä Ltr. 12 Pf., Weizenbier, ä 12 Pf., Berliner Schwanbier,
a Ltr. 18 Pf. Lieferung frei Haus von 5 Liter an. [40i

Bienenhonig
Garantiert reine Bltttenware, ca.

10 Pfd. in feiner Blechdose, fflr 9 M.,
11 Dose für 5 M. franko Nachnahme.

Thüringisches Honigversandhaus
E. B. LipH. Frlediichroda I. Thfir.

Möbeltransport, Speditlons- u. Lagerhaus
Otto Kraatz, Lichtenberg, MOIIendorfstr. 103
- ¦ Telephon: Amt Lichtenberg 781 ¦¦ ¦

f"0

empfiehlt den verehrten Mitgliedern Umzüge in Berlin
:::: und nach Außerhalb zu kulanten Bedingungen ::::

Prompte Bedienan«. a 5°/o Extrarabatt.

Nur seinem hervorragend feinen Geschmack verdankt der

Kapitän-Kautabak
den guten Ruf, den er unstreitig besitzt Machen Sie einen
Versuch mit dem echten Kapitän-Kautabak und Sie werden
von seiner Güte fiberzeugt sein; überall zu haben!

Verkaufsstellen, wo auch die kl. Kautabakdosen gratis
verabfolgt werden, weist gern nach

C. Rocker, Berlin, Grüner Weg 119 (Königst 3861).

D+8C

429865 893



Optiker Dase
BERLIN N.
: MOllerstrafie 174 : «,

Prenzlauer Aliee 204.

Optisches Institut

m A. ZIEM B
BerUn N ["'

Schönhauser Allee 10-11
tm Hanse Branerei KSnigatadt

Lieferant sfimtl. Krankenkassen.

H. PfaU • BBndWBt
BERLIN C, DlicksenstroSe 20
am Bahnhof Alexanderplatz

Spezialgeschäft fflr

Bruchbandagen
rtai

Leibbinden etc.

Fernspr.: Amt Königstadt 3208

Eigene Werkstatt

Straußfedern
Pleureusen: Beinigen,
Knüpfen Färben, Aufarbei¬
ten derselben howie neue

zu Fabrikpreisen!
Oeachw. Schmidt, Berlin SO

Köpenicker Straße 6. [m
D»p Mitgliedern 5% Rabatt.

Helm ölte, Mfeistr.
BERLIN N. 24
Elsässer Straße 55, pt.

Anlertignug eleganter Herremnoden.
Deutsche u. englische Muster stets am Lager
Reparaturen schnell und zu soliden Preisen.

Mitglieder erhalten 8% Rabatt

offeriert den Mitgliedern des

V. d. B. D. mit 10 Proz. Rabatt

= frei Ins Haus ===

Heinrich Burkhard!,
Wittenauer MfUile

Wittenau, Oranienborgerstr.178.

R. PLATZMflHN, Optiker
Lieferant sämtl Krankenkassen ["

Köpenlckerstr. 78, Bing. Brflckemtr.

C. Streu. OpfflcerT

B Berlin, örüncr IDcg 94. m

Cieferant für KrankenkafTen. 1=1

Rudolf OorM Optiker
8era (Reuß), Gr. Kircnstr. 21
Lieferant sämtlicher Krankenkassen. [*»

Hur Heue Schönhauser Str, 3

empfiehlt ihre allgemein bevorzugten

ff. Bohnenkaffees

von M. 1,30 an sowie

: Kakao und Tee :

nur beste Qualitäten

Bauers Spezialmischungen
mit Kaffee-Ersatjstoffen, ä Pfund 80 Pfg.,

M.l,— und m 1,10 sind unerreicht I

DampfcoBscherel „Spreenixe" Intl.: H.Bogenhard
Straße 5-6SO, Forster

Fernsprecher: Amt Moritzplatz 1215. ¦
Sauerstoff-Bleiche

cWäsche jeder Art a

Sauerstoff-Bleiche

o Billige Preise
Den verehrten Mitgliedern gewlhre bei Betrlgen von 20 Mark an 3°/o Rabatt«

Rasleren ohne MesserI
durch Rasierpulver Wormin ist die neueste Errungenschaft Der

stärkste Bart wird mit Leichtigkeit entfernt. EinfachsteAnwendung.
Greift die Haut nicht an. Ein versuch führt zu dauerndem Gebrauch.

Gegen Nachnahme oder Voreinsendung des Betrages zu beziehen

durch ErnstKrtthn,Charlottenburg^, Guerickestr. 30 n. 1 Beutel

zu 100 g 60 Pfg., Porto 20 Pfg. Bei 6 Beuteln und mehr Porto frei.

Produktiv- und Verkaufs-
Genossenschaft

Berliner Bandagisten
E. G. m. b. H.

SO. 16, Köpenlckerstr. 98 b.

Gegr. am 1. Juli 1907 von

organisierten Bandagisten-Gehilfen.
Telephon: Amt Morttsplsta 5158

Lieferant der Krankenkassen Berlins und

der Vororte und der Konsum-Genossen¬

schaft Berlins und Umgegend E.G.m.b.H.

Alle Arbeiten werden in eigener
Werkstatt ausgeführt. [n*

&

FrlDtfrirh Pfcrhor Berlin so.26, Bethanien-Ufers
I llbUi IWll I 1 jtllCl • Telephon Amt Moritzplatz, 4543

Spczial-Qcschäft für komplette Bureau -Einrichtungen
Ständiges Lager in [181

Sohrinken, Polten, Selbstöffner-Schranken n. -Kisten (D. R. P.)
Schreibmaschinen, Venrlelfiltigungs-Apparaten etc. sowie

sämtlichem Kontor-Bedarf.
X



Teilzahlung
Uhren and Goldwaren,

Photo-Apparate, Feld-

*»• « ¦* B«l!e-Allla»»e-e»».

ZahnatelierFriedrich Deutsch

N 58. Staryarder Straße 1, I

Künstliche Zähne

:: Plomben etc. "i
Mitgliedern gewahre 10 % Rabatt

ezept-Revision
sowohl auf Richtigkeit der Taxe als auch auf

Zweckmäßigkeit der Verordnungsweise übernimmt [*•

auf Cirnnd langJfibrigrr Erfahrungen

Apotheker A. Kofika,Sr&ääSSSSas
der Krankenkassen Berlins u. derTororte. Rezept-Revisor für die Landes-

veraicberungsanstalt Berlin und zahlreiche Orts-, Betriebs- und Innungs¬
krankenkassen Berlins und im Reiche.

Adresse:

1. Oktober bis 15. Mai Berlin-Wilmersdorf, Kalserallee 48a

15. Mai bis 30. September Kiefersfetden (Bayern].

PhotographlschesAtelierA.W.Kraatz
Berlin N9 Gerichtstraße 46, im Garten part. (Ecke der Müllerstraße)

Spezialltat: Klnderaufnahmen. — Vei

XPhotographie. — Aufnahmen von

— Vergrößerungen nach Jeder
Portrats bis zur Lebensgröfle.

Solide Preise I

Aufnahmen auch bei trüber Witterung.

Den verehrI. Mitgliedern 10% Rabatt!

offeriert den Mitgliedern des

V. d. B. D. mit 10 Proz. Rabatt

= frei Ins Haus =====

Baumschulenweg nur Dienstag u. Freitag
Neukölln und Treptow täglich

Friedrich Däumler
LandbrotbSckerel [•"•

Neukölln, Stelnmetzstr. 111.

Möbelumtausch
6ebe neue fQr gebrauchte.

Möbel-, Spiegel- und

Polsterwaren - Leger.
Bei Barzahlung gewahre 5 Proz. Rabatt.

N. Seifert, Tischlermeister
Berlin SO., Köpenicker Straße 22.

Rötender für deutsche RechtsflniMlts-
und nOtarlatstiureaiiDßaintß 1914
Herausgegeben von BureauVorsteher W. Wagner
Dauerhaft gebunden, erscheint fQr 1914 zum viertenmal.

Er ist diesmal wieder, wie froher, nur fflr die Herren

Anwalts- und Notariatsbureaubeamten bearbeitet.

Der billige Preis ist trotz bedeutender Vermehrung
beibehalten. Einzelexemplare M. 1,25, 3 Exem¬

plare M. 3,30; bei Miteinsendüng des Betrages
erfolgt Franko-Zustellung durch den Verlag [?••

Trowitzscfa & Sohn in Berlin SW 48.

0. Kehl, Gera (Reuß)
Helnrlchstr. 8 • Fernruf 1426 p»

Bandagen, Leibbinden eig.

Aal., Krankenpflege-Artikel.

Friedrich Gille
Gera (Reuß). Humboldstr. 2

Atelier für Zahnersati und
===== Plombieren.

arx
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Einbanddecken für den Jahtnu 1913
der „Volkstümlichen Zeitschrift fttr praktische Arbeiterversicherung"

in eleg. Halbfranz Preis pro Exemplar 1,25 Mk. und 10 Pfg. Porto

m
Ganzleinen „ n „ 0,70 „ „

10
„

des Bureauangestellten und Volkstümliche Zeltschrift (Ausgabe A.)
in eleg. Halbfranz Preis pro Exemplar 1,30 Mk. und 10 Pfg. Porto

»
Ganzleinen . „ , 0,75 „ „

10
,

des Bureauangestellten (Ausgabe B.)
in Ganzleinen Preis pro Exemplar 0,70 Mk. und 10 Pfg. Porto

Bestellungen auf Einbanddecken für frühere Jahrgänge werden ebenfalls angenommen.

Da beabsichtigt wird, die Einbanddecken bald nach Jahresschluß zum

Versand zu bringen, wird gebeten, die Bestellungen recht bald an den Verlag,
Berlin C 25, Kaiser-Wilhelm-Straße 20, gelangen zu lassen.

-mr

Vsrlag: C. Giebel, Berlin CK, Kaiser-Wilhelm-Straße 20. - Verantwortlich fttr den Anaeigenteil: Ernst Bänke, Berlin.

Draek tob Alexander Schlicke fc Oe., Berlin N M.

04


